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im Gesundheits- und Sozialwesen weiterhin laut und 
deutlich unsere Forderungen formulieren und ihnen 
Nachdruck verleihen werden müssen. Die Probleme 
sind bekannt: Es fehlen Personalbemessungssysteme 
für die Krankenhäuser, die Altenhilfe sowie die Kitas, 
eine bedarfsgerechte Finanzierung etwa in der Pflege, 
den Krankenhäusern oder der Behindertenhilfe und das 
Ende der Tarifflucht durch Ausgründungen. Dass man 
gemeinsam etwas bewegen kann, haben im Herbst 
viele tausend Kolleg*innen bei Charité und Vivantes in 
Berlin eindrucksvoll bewiesen. Mehr als vier Wochen 
musste für einen Entlastungstarifvertrag gestreikt wer-
den. Die Kolleg*innen der Servicegesellschaften der 
beiden Kliniken sind ebenfalls in den Ausstand getre-
ten, sie forderten auskömmliche Löhne. Zurzeit finden 
Tarifverhandlungen im Bereich der Länder statt, bei 
dem die Arbeitgeber von Beginn an den Konflikt su-
chen, und Anfang 2022 beginnen Verhandlungen zur 
Aufwertung des Sozial- und Erziehungsdienstes im öf-
fentlichen Dienst. Es sind Beispiele dafür, dass wir Be-
schäftigte die Verantwortung für unsere eigenen Bedin-
gungen an niemanden abgeben können. Denn wir 
haben eine gute Lohnentwicklung und bessere Arbeits-
bedingungen selbst in der Hand. Gute Rahmenbedin-
gungen muss selbstverständlich die Politik schaffen. 
Doch klar ist, wir werden gemeinsam mit gewerk-
schaftlichen Mitteln gegenüber Arbeitgebern und Poli-
tik Druck entwickeln müssen, unabhängig von welt-
licher oder kirchlicher Trägerschaft eines Arbeitgebers. 
Für unsere Interessen müssen wir selbst eintreten, laut, 
unmissverständlich und solidarisch. 

Eure Kirchen.info Redaktion

Diese zentrale Botschaft adressierte der ver.di-Vorsit-
zende Frank Werneke nach der Bundestagswahl an die 
Parteien, die zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses 
dieser Ausgabe noch an einer künftigen »Ampelkoaliti-
on« arbeiteten. Mehr soziale Gerechtigkeit, Wachstum, 
gute Arbeit und Klimaschutz brauchen Investitionen. 
Ganz oben steht für ver.di unter anderem mehr Schutz 
durch Tarifverträge, die Abschaffung des Befristungs-
missbrauchs, ein gesetzlicher Mindestlohn von minde-
stens 12 Euro und der sozialökologische Umbau. Diesen 
Herausforderungen wird sich die künftige Regierung 
stellen müssen. Der Ausgang der Wahlen ist bereits 
Ausdruck eines gewollten Wandels. Schluss mit »weiter 
so«. 

Insofern ist der Ausgang der Bundestagswahl auch 
ein Paukenschlag für die Partei mit dem Bezug zur 
Christlichkeit in ihrem Namen. Sie ist an einem histo-
rischen Tiefpunkt angelangt und es drängen sich Paral-
lelen zu den Krisen der beiden christlichen Kirchen in 
Deutschland auf. Beiden fehlt es an überzeugenden 
Antworten auf die Vielfachkrisen, wie dem Bedürfnis 
nach mehr innerkirchlicher Demokratie durch einen sy-
nodalen Weg, die Bewältigung der Missbrauchsskanda-
le, eine sinkende Anzahl Kirchenmitglieder, die Gestal-
tung der Arbeitsbedingungen während der 
Corona-Pandemie und ein weiterhin erodierender Weg 
in der Arbeitsrechtssetzung als nur einige Stichworte.

Bei Redaktionsschluss dieser Ausgabe waren die 
Verhandlungen über eine neue Bundesregierung noch 
in den Anfängen. Offen bleibt, was eine künftige Re-
gierung konkret im Koalitionsvertrag vereinbaren wird. 
Fest steht jedoch bereits jetzt, dass wir als Beschäftigte 

Zukunft gibt es nicht zum Nulltarif

Kundgebung der Beschäftigten von Charité und Vivantes vor dem Abgeordnetenhaus von Berlin                                                                                                       
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Klinikleitungen ihren Widerstand gegen die Entla-
stungs-Tarifverträge schließlich auf. 

Diese seien »ein weiterer wichtiger Erfolg der bun-
desweiten Tarifbewegung für mehr Personal und Entla-
stung an den Krankenhäusern«, sagte Sylvia Bühler, die 
im ver.di-Bundesvorstand für das Gesundheitswesen 
zuständig ist. »Vor etwa sechs Jahren haben die Be-
schäftigten der Charité den Anfang gemacht und den 
seinerzeit ersten Tarifvertrag für Gesundheitsschutz und 
mehr Personal durchgesetzt«, blickte sie zurück. »Mitt-
lerweile bestehen an 17 Großkrankenhäusern solche 
Vereinbarungen, die inhaltlich von Mal zu Mal besser 
werden.«

Ermutigung auch für Kirchenbeschäftigte
Die Berliner Krankenhausbewegung hat weit über die 
Bundeshauptstadt hinaus und nicht nur in Kliniken öf-
fentlicher Trägerschaft für Aufsehen gesorgt. Auch Be-
schäftigte kirchlicher Einrichtungen fühlen sich durch 
den Erfolg ermutigt. »Die Kolleginnen und Kollegen bei 
Charité und Vivantes haben einen großartigen Job ge-
macht. Wir feiern sie als Heldinnen und Helden«, sagt 
die Pflegewirtin Nicole Hartmann, die bei den ver.di-
Vertrauensleuten im Agaplesion Elisabethenstift in 
Darmstadt aktiv ist. »Wir hoffen, dass viele nachziehen 
und diesem Beispiel folgen können.« 

Es ist ein riesiger Erfolg – und eine Ermutigung für alle 
Beschäftigten im Gesundheitswesen: Nach über vier 
Wochen Streik haben die Belegschaften der öffent-
lichen Krankenhäuser Berlins im Oktober Tarifverträge 
zur Entlastung durchgesetzt. Künftig ist dort für die 
Stationen und Bereiche konkret definiert, wie viele Be-
schäftigte für wie viele Patient*innen zur Verfügung 
stehen müssen. Werden diese »Patienten-Personal-Ra-
tios« in einer Schicht unterschritten, erhalten die be-
troffenen Kolleg*innen einen »Freizeitpunkt«. Beim 
kommunalen Klinikbetreiber Vivantes gibt es für je 
neun solcher Freizeitpunkte 2022 einen zusätzlichen 
Tag frei. 2023 genügen dafür je sieben, 2024 je fünf 
Punkte. Am Uniklinikum Charité reichen bereits im 
kommenden Jahr fünf Punkte für eine Freischicht.

Erreicht haben die Berliner Krankenhausbeschäf-
tigten das durch einen ausdauernden Arbeitskampf, der 
die Gesundheitsversorgung in der Stadt weitgehend 
lahmlegte. Täglich konnten streikbedingt insgesamt 
rund 1.200 Betten nicht belegt werden, über 20 Stati-
onen waren komplett geschlossen. Nahezu jeden Tag 
zogen die Streikenden lautstark durch die Straßen der 
Hauptstadt, um die Öffentlichkeit auf ihre Anliegen 
aufmerksam zu machen und das Land Berlin als Eigen-
tümerin in die Verantwortung zu nehmen. Aufgrund 
des öffentlichen und ökonomischen Drucks gaben die 

Am 12. Mai 2021, dem Tag der Pflegenden, stellen die Beschäftigten von Charité und Vivantes ihren  
Arbeitgebern und dem Senat ein Ultimatum von 100 Tagen.                                            Foto: Kay Herschelmann                

Beschäftigte bei Charité und Vivantes erstreiken Tarifvertrag Entlastung 

»Wir feiern sie als Heldinnen und Helden«
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Auch die Auszubildenden beteiligen sich an Streiks und Demonstrationen.                                               Foto: Kay Herschelmann                

Denn Entlastung – so viel steht fest – ist auch in 
den konfessionellen Krankenhäusern und Pflegeeinrich-
tungen dringend nötig. »Auch bei uns ist die Bela-
stungsgrenze schon lange überschritten«, betont Hart-
mann. Die Corona-Pandemie habe noch zusätzlichen 
Druck erzeugt. Entgrenzung und Überlastung führten 
bei etlichen Kolleg*innen zu gesundheitlichen Proble-
men. »Es bleibt keine Zeit zum Durchatmen, das geht 
so nicht weiter«, betont die Gewerkschafterin. Die be-
trieblichen Interessenvertretungen könnten allein mit 
ihren Mitbestimmungsmöglichkeiten nicht viel ausrich-
ten. »Es braucht ein Gerüst von außen – per Tarifver-
trag oder Gesetz.«

Der Mitarbeitervertreter Björn Rudakowski aus 
einem diakonischen Pflegeheim in Mönchengladbach 
berichtet ebenfalls von Personalnot und Überlastung. 
Obwohl Stellen nicht besetzt seien, werde die Einrich-
tung voll ausgelastet. »Ob bei Charité und Vivantes, in 
der Kranken- oder Altenpflege – die Probleme sind 
überall dieselben: immer mehr Aufgaben bei gleich viel 
oder weniger Personal«, kritisiert Rudakowski. Auf dem 
kircheneigenen »Dritten Weg« sei dem nicht beizukom-
men. »Da kommt man gar nicht erst in solche Diskussi-
onen.« Auch beim Thema Entlastung zeige sich: »Das 
Streikrecht zu haben und zu nutzen ist für die Beschäf-
tigten essenziell.« Kundgebung im Stadion von Union Berlin                  Foto: Hartwig Otto
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Höhere Monatsentgelte, eine geringere Wochenarbeits-
zeit, verlässlichere Dienstpläne, höhere Zeitzuschläge 
für Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit, 150 Euro Mitglie-
derbonus sowie die Möglichkeit, sich bei künftigen Ta-
rifverhandlungen für die eigenen Forderungen einset-
zen zu können – all das ist für viele diakonisch Beschäf-
tigte in der Altenpflege in Hessen nicht mehr nur eine 
Wunschvorstellung. Es ist das Ergebnis der Tarifver-
handlungen zwischen ver.di und dem Arbeitgeberver-
band Diakonische Altenhilfe Hessen (DAH), die nun er-
folgreich zu Ende gebracht werden konnten. Wird der 
Tarifvertrag unterzeichnet, wäre es der erste in der Dia-
konie Hessen.

Ein Marathon mit Hürden
Der Tarifvertrag ist ein gemeinsames Projekt von ver.di 
und dem DAH, aber dennoch ist die Einigung alle an-
dere als ein »Selbstläufer«. Naturgemäß lagen zunächst 
zwischen den Verhandlungspartnern in dem zweijäh-
rigen Verhandlungszeitraum die Vorstellungen bei der 
Gestaltung der Entgelte und weiteren Arbeitsbedin-
gungen für die mehreren tausend Altenpflegebeschäf-
tigten weit auseinander. Wir berichteten im Kirchen- 
info Nr. 36. Noch zu Beginn des Jahres 2021 sah es da-
nach aus, als könnte das ganze Leuchtturmprojekt in 
der diakonischen Altenpflege Hessen scheitern. Selbst 
als man sich in den meisten Punkten bereits einig war, 
hielten die Arbeitgeber an ihrer Forderung fest, die 

Tarifergebnis für die diakonische Altenpflege Hessen

Erfolgreiche Verhandlungen

Protestaktion bei Mission Leben Rüsselsheim                                                                                 Foto: ver.di

Senkung der wöchentlichen Arbeitszeit durch die Be-
schäftigten selbst zahlen zu lassen – doch das war 
keine Option für ver.di. Die Verhandlungen waren dem-
nach kein Sprint, sondern eher ein Marathon inklusive 
Hürdenlauf. Doch der lange Atem hat zum Erfolg ge-
führt, die Tarifeinigung wurde erreicht.

Durchhalten erforderlich
Das notwendige Durchhaltevermögen haben leider 
nicht alle Beteiligten gehabt. Drei Träger sind noch kurz 
vor dem Zieleinlauf aus dem Arbeitgeberverband aus-
getreten und haben sich somit vorerst aus dem ge-
meinsamen Tarifprojekt verabschiedet. Sowohl Mission 
Leben als auch die Gesellschaft für diakonische Einrich-
tungen haben sich als maßgebliche Träger von Beginn 
an für das gemeinsame Projekt eingesetzt. Es war ver-
ständlich, dass das für Ärger und Unverständnis bei den 
Beschäftigten der beiden Träger gesorgt hat. Deshalb 
fanden im August Proteste unter anderem vor den Ein-
richtungen statt. Es wäre ihren Beschäftigten gegenü-
ber angemessen, dass sie in den Arbeitgeberverband 
und somit zur Tarifeinigung zurückkehren. 

Inhalte der Tarifeinigung
An die Stelle der Arbeitsvertragsrichtlinien Kurhessen-
Waldeck (AVR-KW) und Hessen-Nassau (AVR-HN) tritt 
der Tarifvertrag für die Beschäftigten, deren Arbeitge-
ber Mitglied im DAH sind. Neben einer zum Teil deut-
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den Tarifvertrag sorgt dafür, dass viele Beschäftigte 
künftig eine höhere Vergütung erhalten. In den Fällen, 
wo das gegebenenfalls nicht der Fall wäre, gleicht eine 
Besitzstandszulage Differenzen aus, so dass niemand 
weniger Geld erhält. Auch von künftigen Entgeltsteige-
rungen werden Beschäftigte mit Besitzstandszulagen 
profitieren, da jede Erhöhung zu lediglich maximal zehn 
Prozent auf die Zulage angerechnet werden kann.

lich höheren monatlichen Vergütung werden die Zu-
schläge deutlich erhöht sowie die Arbeitszeit in Stufen 
auf 38,5 Stunden pro Woche gesenkt. Künftig wird es 
eine Jahressonderzahlung geben, die in ihrer Höhe fest-
steht. Für viele Beschäftigte ist das ein deutlicher Fort-
schritt, denn nach den AVR wurde sie in Hessen bislang 
zunächst nur anteilig ausgezahlt und in Abhängigkeit 
vom Betriebsergebnis dann vielerorts gar nicht vollstän-
dig gezahlt. Eine Überleitungsregelung von den AVR in 

	 Reduzierung der Wochenarbeitszeit: ab 1. April 2022 in Kurhessen-Waldeck von 39 auf 38,5 Stunden/Woche, 
in Hessen-Nassau ab 1. April 2022 von 40 auf 39 Stunden/Woche, ab Januar 2024 auf 38,5 Stunden/Woche

	 höhere Monatsentgelte für die meisten Beschäftigten, gleichzeitig erhält niemand weniger als bisher
	 zum 1. April 2023 steigen alle Tabellenentgelte um weitere 3,03 Prozent
	 Deutlich höhere Zeitzuschläge für Nacht-, Sonn-und Feiertagsarbeit als nach AVR
	 Bis zu 4 Tage Zusatzurlaub für Nacht- und Schichtarbeit sind einfacher erreichbar als nach AVR
	 Jahressonderzahlung nicht mehr wie in den AVR vom Betriebsergebnis abhängig, sondern als Festbetrag in 

Höhe von 1753 Euro in 2022 und 1806 Euro in 2023 (Teilzeit jeweils anteilig)
	 verlässlichere Dienstpläne: 5-Tage-Woche, planbare Freizeit, innerhalb von 14 Tagen garantiert ein freies Wo-

chenende, Einspringen aus dem Frei ist kein Dauerzustand mehr: Maximal zweimal pro Monat ist Einspringen 
möglich, dann mit einer Prämie über 70 Euro vergütet, für die Vertretungsbereitschaft mit 30 Euro, bei tat-
sächlichem Einsatz mit 55 Euro

	 30 Tage Erholungsurlaub (höhere Ansprüche bleiben erhalten)
	 betriebliche Altersversorgung weiterhin über EZVK
	 Kinderzuschlag bleibt erhalten
	 Bonuszahlung für alle ver.di-Mitglieder über 150 Euro zum Februar 2022
	 demokratische Beteiligungsmöglichkeiten und transparente Tarifverhandlungen 

Entgeltgruppe Monatsgehalt ab 
April 2022

Monatsgehalt ab 
April 2023 Tätigkeitsbeispiele

1 2145 € 2210 € Bote

2 2310 € 2380 € Reinigung, Küchenhilfe

3 2574 € 2652 € Pflegehelferin ohne Ausbildung

4 2772 € 2856 € Pflegehelferin mit 1-jähriger Ausbildung

5 2970 € 3060 € Verwaltungskraft, Hauswirtschafterin

6 3300 € 3400 € Pflegefachkräfte, Beschäftigte nach EG 5 
mit Zusatzqualifikation

7 3465 € 3570 € Pflegefachkräfte, Hauswirtschaftsleitung, 
Physio-, Ergotherapeut*in

8 3630 € 3740 € Praxisanleiter*in Fachpfleger*in

9 4125 € 4250 € Wohnbereichsleitung, Leitung Sozialdienst

10 4455 € 4590 € Leitung für mehr als 20 Mitarbeitende

Ausbildungsjahr ab 04/2022 ab 04/2023

1. Jahr 1250 € 1300 €
2. Jahr 1350 € 1400 €
3. Jahr 1450 € 1500 €
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Stadt eine Bezahlung nach dem Tarifvertrag für den öf-
fentlichen Dienst (TVöD) vollständig refinanziert, war 
für Müller und seine Kolleg*innen schnell klar: Das las-
sen sie sich nicht gefallen.

Sie schrieben Briefe an ihren Arbeitgeber, in denen 
sie die ungleiche Bezahlung kritisierten. Doch eine Ant-
wort erhielten sie nie. »Wir haben diskutiert, wie wir 
uns Gehör verschaffen können. Schließlich sind wir bei 
ver.di eingetreten«, berichtet Müller. Und das taten 

übliches Prozedere bei Tarifverhandlungen und bedeu-
tet, in dieser Zeit haben beide Seiten Zeit, sich mit ihren 
Mitglieder zurück zu koppeln und die Annahme des Ta-
rifergebnisses zu erklären. Erst dann wird aus der Eini-
gung ein Vertrag. Ob ver.di den Tarifvertrag unterzeich-
net, hängt davon ab, ob die Beschäftigten ihn haben 
möchten. Seit der Einigung im Oktober werden die Be-
schäftigten bei den Arbeitgebern des DAH informiert 
und aufgefordert, ver.di ein Mandat für die Unterzeich-
nung des Tarifvertrags zu geben. Konkret: Sie sind auf-
gefordert, sich in ver.di zu organisieren. Die Tarifeini-
gung enthält deutliche Verbesserungen gegenüber den 
AVR-KW und AVR-HN, die Kolleginnen und Kollegen 
müssen nur noch zugreifen und können künftig ihren 
Tarifvertrag weiterentwickeln. Sie wären nicht mehr  
abhängig von den Hinterzimmerverhandlungen der  
Arbeitsrechtlichen Kommission in Hessen. Mit Wir- 
kung zum 1. April 2022 könnte der Tarifvertrag in Kraft 
treten.

Wichtiges Signal für die Altenpflege 
Die Tarifeinigung für die diakonische Altenhilfe in  
Hessen ist für die gesamte Branche ein wichtiges  
Signal. Nachdem die Arbeitgeber der Caritas Anfang 
des Jahres eine branchenweite Erstreckung des Tarifver-
trags über Mindestbedingungen zwischen ver.di und 
BVAP verhindert haben, die für viele Beschäftigte bun-
desweit bis zu 25 Prozent mehr Lohn bedeutet hätten, 
ist eine wichtige Chance für die Branche verpasst wor-
den. Aber auch weder der Pflegemindestlohn noch das 
Gesetz der letzten Bundesregierung zur Erhöhung der 
Tarifbindung in der Altenpflege sind abschließende  
Lösungen, um Niedriglöhne in der Altenpflege zu ver-
hindern. Die Tarifeinigung mit guten Bedingungen für 
immerhin mehrere tausend Beschäftigte in Hessen 
wirkt dieser Situation entgegen. Selbstverständlich dür-
fen sich weitere diakonische Arbeitgeber in der Alten-
hilfe in Hessen dazu ermutigt sehen, ebenfalls Mitglied 
der Tarifpartnerschaft zwischen ver.di und dem DAH zu 
werden.

Neuer Tarifvertrag in der Diakonie
Wieder zeigt sich, wenn Arbeitgeber die Tarifpartner-
schaft mit ver.di eingehen, können gemeinsam gute Er-
gebnisse erreicht werden – kirchliche Trägerschaft hin 
oder her. Denn wie so oft gilt: Wer etwas erreichen 
möchte, findet Lösungen. Wer etwas nicht will, findet 
Probleme. Bundesweit verweigert man sich in vielen 
Bereichen der Diakonie gegen Tarifverhandlungen mit 
ver.di, da man sich im so genannten »Dritten Weg« be-
fände und ohne Streikverzicht der Gewerkschaften 
keine Tarifverhandlungen möglich sind. Niedersachsen, 
große Teile der Nordkirche, die Stadtmission Heidelberg 
und nun auch diakonische Arbeitgeber in der diako-
nischen Altenhilfe Hessen beweisen, dass sie mit ver.di 
als Sozialpartnerin zu gemeinsamen Tariflösungen am 
Verhandlungstisch gelangen. Ist dafür ein grundsätz-
licher Streikverzicht der Beschäftigten nötig? Nein. 
Denn einerseits gehen beide Seiten davon aus, in erster 
Linie am Verhandlungstisch zu einem echten Konsens 
zu gelangen. Andererseits ist ein Schlichtungsverfahren 
für den Konfliktfall vorgesehen, das allerdings keine Ei-
nigung ersetzt, sondern eine Empfehlung an die Tarif-
partner vorsieht. Die Entscheidungshoheit über einen 
Einigungsvorschlag bleibt bei den Tarifparteien. Die  
ver.di-Mitglieder entscheiden also selbst, ob sie ein Er-
gebnis annehmen möchten. Sie können kein Ergebnis 
von der Schlichtung aufgezwungen bekommen, wie im 
so genannten »Dritten Weg«. Führt die Schlichtung 
nicht zum Erfolg, wären Arbeitskämpfe möglich. Not-
wendig war das bislang noch in keinem der oben  
genannten Bereiche. Sind die Ängste vieler kirchlicher 
Arbeitgeber also wirklich begründet oder eher vorge-
schoben, weil es einfacher ist, den eigenen Willen in 
Arbeitsrechtlichen Kommissionen durchzusetzen?

Darauf kommt es jetzt an
Das aktuell verhandelte Tarifergebnis ist zunächst eine 
Einigung zwischen ver.di und DAH. Beide Tarifparteien 
haben sich über eine Erklärungsfrist bis zum 31. De-
zember 2021 verständigt. Es handelt sich dabei um ein 

Als Thomas Müller 2017 seine Erzieherausbildung in 
einer evangelischen Kindertagesstätte in Erfurt begann, 
merkte er schnell, dass etwas nicht passt. »Bei Ge-
sprächen in der Berufsschule fiel auf, dass wir in den 
kirchlichen Kitas weniger verdienen als andere in städ-
tischen Einrichtungen«, erinnert er sich. »Gerade bei äl-
teren Beschäftigten macht das viel aus – bis zu 500 
Euro im Monat!« Als er auch noch mitbekam, dass die 

Beschäftigte der evangelischen Kitas in Erfurt organisieren sich

Gleiche Arbeit, gleiches Geld
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nicht nur einzelne, sondern 78 der insgesamt 137 Be-
schäftigten in den 13 evangelischen Kitas in Erfurt. »Es 
darf nicht sein, dass in der kirchlichen Einrichtung für 
die gleiche Arbeit viel weniger bezahlt wird als in der 
städtischen Kita die Straße runter«, betont der Erzieher.

Das findet auch Jenny Anthony, die in einer ande-
ren evangelischen Kita arbeitet und in der ver.di-Tarif-
kommission aktiv ist. »Die schlechtere Bezahlung ist 
nicht nur ungerecht. Sie führt auch dazu, dass wir Stel-
len ganz schlecht nachbesetzen können«, erklärt sie. 
»Ist doch klar, dass die Leute lieber in eine städtische 
Einrichtung gehen, wo sie mehr verdienen. Dadurch 
wird die Arbeit bei uns noch anstrengender.« Vor dem 
Hintergrund dieser Erfahrung sei die gewerkschaftliche 
Organisierung ganz schnell gegangen. »Ich habe mich 
nur gefragt, warum wir das nicht schon früher gemacht 
haben.«

Ende Mai wählten die frisch organisierten 
Gewerkschafter*innen eine Tarifkommission. Sie setzte 
den Arbeitgebern eine Frist bis zum 28. Juni, Tarifver-
handlungen mit ver.di aufzunehmen. Diese reagierten 
erst am letzten Tag – aber nicht mit der Aufnahme von 
Tarifverhandlungen, sondern mit der Information, die 
Arbeitsrechtliche Kommission (ARK) der Evangelischen 
Kirche in Mitteldeutschland und der Evangelischen Kir-
che Anhalts, zu der die Kitas in der Thüringer Landes-
hauptstadt gehören, habe neue Regelungen für den 
Sozial- und Erziehungsdienst beschlossen. Demnach soll 
der TVöD ab Anfang 2022 für die rund 3.000 Beschäf-
tigten in diesem Bereich bis auf einen rentenspezi-

fischen Abschlag vollständig zur Anwendung kommen. 
Allerdings nicht per Tarifvertrag, sondern auf dem kir-
cheninternen »Dritten Weg«.

Es dauerte indes noch über zwei Monate, bis der 
Beschluss Anfang September im Amtsblatt der Evange-
lischen Kirche in Mitteldeutschland (EKM) veröffentlicht 
und damit rechtskräftig wurde. »Wochenlang hatten 
die Beschäftigten keine verlässlichen Informationen. 
Schon diese Intransparenz zeigt, dass Tarifverträge 
deutlich besser sind als Regelungen auf dem sogenann-
ten Dritten Weg«, sagt der ver.di-Sekretär Hannes 
Gottschalk. Bei Tarifverhandlungen würden die Be-
schäftigten regelmäßig zeitnah über den Verlauf der 
Verhandlungen informiert und könnten als ver.di-Mit-
glieder über die gewählte Tarifkommission selbst Ein-
fluss nehmen.

»Bei der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland 
findet die Lohnfindung hingegen weiter hinter ver-
schlossenen Türen statt«, kritisiert Gottschalk. »Dass 
auf diesem Weg nun allerdings die Entgelttabellen des 
TVöD für den Sozial- und Erziehungsdienst zur Anwen-
dung kommen, ist eine deutliche materielle Verbesse-
rung.« Davon profitieren nicht nur die Kita-Angestellten 
in der thüringischen Landeshauptstadt, sondern alle Be-
schäftigten im Sozial- und Erziehungsdienst der EKM. 
»Weil sich 78 Kolleginnen und Kollegen in ver.di orga-
nisiert haben, verbessern sich die Bedingungen für rund 
3.000 Beschäftigte«, stellt der Gewerkschafter fest. 
»Was schaffen wir dann erst, wenn sich noch mehr zu-
sammentun?«

Arbeitsvertragsrichtlinien 

Keine kollektiven Regelungen
Selten wurde so deutlich, wie wichtig es den kirch-
lichen Arbeitgebern ist, ihren so genannten »Dritten 
Weg« zu verteidigen, wie im Februar 2021 bei der Ver-
hinderung der Erstreckung des Tarifvertrages Altenpfle-
ge durch Caritas und Diakonie. Im Kirchen.info Nr. 37 
haben wir ausführlich darüber berichtet. Unabhängig 
von dem Tarifvertrag für die Altenpflege lohnt der Blick 
aus einer ganz praktischen Perspektive, weshalb die 
meisten kirchlichen Arbeitgeber an ihrem Weg festhal-
ten wollen. Er spart auf Kosten der Beschäftigten durch 
einzelvertraglichen Gestaltungsspielraum verbunden 
mit einem geringeren Schutz für Mitarbeiter*innen im 
Vergleich zu Tarifverträgen bares Geld.

Der Herr hat’s gegeben, der Herr hat’s genommen
Bei jedem einzelnen Arbeitsvertrag können die Ver-
tragsparteien, also Arbeitgeber und Arbeitnehmer*in-
nen, vereinbaren, welche Arbeitsbedingungen im be-
gründeten Arbeitsverhältnis zur Anwendung kommen 
werden. Die Anwendung der Arbeitsvertragsrichtlinien 

(AVR) können gegebenenfalls auch mit Verschlechte-
rungen vereinbart werden. Kirchenrechtler*innen wer-
den nun vermutlich heftig mit dem Kopf schütteln, 
denn AVR sind angeblich verbindlich. Aber für wen? 
Denn hier muss unterschieden werden. Zum Beispiel ist 
ein diakonischer Arbeitgeber regelmäßig an die Sat-
zung seines Diakonischen Werkes gebunden. Er ist also 
(kirchen- und satzungsrechtlich) dazu verpflichtet, etwa 
die Anwendung der jeweiligen AVR mit den Mitarbei-
tenden zu vereinbaren. Aber daraus ergibt sich kein An-
spruch für die Beschäftigten. Denn was im einzelnen 
Arbeitsvertrag vereinbart wird, unterliegt der Vertrags-
freiheit im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) 
zwischen Arbeitnehmer*in und Arbeitgeber. Verpflich-
tungen des Arbeitgebers aus innerkirchlichen Rege-
lungen, Gesetzen oder Satzungen von Verbänden, wie 
etwa einem Diakonischen Werk, entfalten keine direkte 
Wirkung auf das einzelne Arbeitsverhältnis. Weicht der 
Arbeitgeber also von den AVR ab, etwa indem er die 
Jahressonderzahlung im Einzelarbeitsvertrag verwehrt, 
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haben Beschäftigte darauf keinen einklagbaren An-
spruch, obwohl es in den AVR eigentlich dennoch gere-
gelt worden ist. Denn den AVR fehlt die normative Wir-
kung. Tarifverträge haben diese Wirkung, wie zum Bei-
spiel der Tarifvertrag der Diakonie in Niedersachsen 
oder der Stadtmission Heidelberg. Was darin geregelt 
worden ist, kann im einzelnen Arbeitsvertrag nicht ein-
fach »ausgespart« werden.

Wie Allgemeine Geschäftsbedingungen
Der Blick auf die arbeitsrechtliche Normenhierarchie 
macht den Unterschied deutlich. Leider werden viel zu 
oft AVR mit Tarifverträgen gleichgesetzt. Das ist recht-
lich unzutreffend. AVR sind keine kollektiv wirksamen 
Regelungen, sondern wirken erst durch individuelle Be-
zugnahme im Arbeitsvertrag. Sie haben den Charakter 
von allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB). Aus 
diesem Grunde sind sie auf der Ebene der Einzelarbeits-
verträge einzuordnen. Der sechste Senat des Bundesar-
beitsgerichts stellte dazu in seinem Leitsatz zu einem 
Urteil aus 2018 fest (BAG-Urteil vom 24.05.2018 – 6 
AZR 308/17): 

»Ein kirchlicher Arbeitgeber kann in den durch das 
staatliche Arbeitsrecht gesetzten Grenzen wirk-
sam Arbeitsverträge abschließen, die keine oder 
nur eine eingeschränkte Bezugnahme auf kirch-
liche Arbeitsvertragsregelungen vorsehen.«

In der Begründung heißt es unter anderem:

»[…] Nach ständiger Rechtsprechung handelt es 
sich bei kirchlichen Arbeitsrechtsregelungen wie 
den AVR-DD um Allgemeine Geschäftsbedin-
gungen, welchen mangels normativer Wirkung in 

privatrechtlichen Arbeitsverhältnissen nur über 
Bezugnahmeklauseln in Arbeitsverträgen Wirkung 
verschafft werden kann […] Eine normative Wir-
kung besteht nicht, weil das säkulare Recht für 
kirchliche Arbeitsrechtsregelungen keine unmit-
telbare und zwingende Geltung anordnet. Es fehlt 
eine etwa § 4 Abs. 1 TVG entsprechende Bestim-
mung […]«

Der Klägerin im oben genannten Urteil fehlten auf-
grund von arbeitsvertraglich vereinbarten Verschlechte-
rungen gegenüber den AVR-DD innerhalb von zwei 
Jahren nach ihrer Berechnung rund 4700 Euro im Geld-
beutel. Sie scheiterte mit ihrer Klage gegenüber dem 
Arbeitgeber, obwohl sie darlegen konnte, dass der Ar-
beitgeber diese Abweichungen von den AVR auf Grund 
von Satzungsverpflichtung gegenüber dem Diako-
nischen Werk und von Regelungen in Kirchengesetzen 
nicht hätte vereinbaren dürfen. Doch am Ende gilt aus-
schließlich, was im Arbeitsvertrag steht. Lediglich Tarif-
verträge schützen kollektiv wirksam.

Tarifverträge schützen
Immer wieder liegen Arbeitsverträge vor, in denen die 
AVR gar nicht oder nicht vollständig in Bezug genom-
men werden. Oft sind Frauen in etwa an- oder unge-
lernten Tätigkeiten in den Bereichen Pflege, Betreuung 
und Hauswirtschaft betroffen. Beschäftigte und Arbeit-
geber befinden sich grundsätzlich in einem struktu-
rellen Ungleichgewicht, das zu Gunsten des Arbeitge-
bers besteht. Insofern sind die Betroffenen bei der Be-
gründung eines Arbeitsverhältnisses in der Regel in 
einer schlechteren Verhandlungsposition. Hinzu kommt, 
dass oft das arbeits- und tarifrechtliche Wissen darüber 
fehlt, dass etwa AVR (kirchenrechtlich vollumfänglich) 
anzuwenden wären. Die Mitarbeitervertretung hat in 
dieser Phase meist noch keinen Kontakt mit den zu-
künftigen Mitarbeiter*innen, so dass sie nicht unter-
stützen kann. Aber im Gegensatz zu AVR haben Tarif-
verträge eine unmittelbare und zwingende Wirkung. 
Deshalb ist es unzulässig, im einzelnen Arbeitsvertrag 
von ihnen abzuweichen. Somit schützen sie die in der 
Gewerkschaft organisierten Beschäftigten.
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Prämie für die Mitarbeitenden erreichen will. Allerdings 
fehlen Mittel, das gegen den Willen der Arbeitgeber 
durchzusetzen.

Doch eine anteilige Aufrechnung einer möglichen 
Prämie gegen eine lineare Steigerung der Vergütungen 
führt nur zu einer »mageren Entgelterhöhung«. Wenn 
das auch noch daran geknüpft wird, wie lange jemand 
mindestens beschäftigt sein muss und es somit immer 
weniger werden, die überhaupt eine Prämie erhalten 
können, ist das mehr als beschämend für Mitarbeiten-
de, die alles gegeben haben und weiterhin geben in 
der Pandemie!

Mitarbeitende dürfen keinen Reallohnverlust ertra-
gen müssen, deshalb ist eine Forderung von mehr als 
einem prozentualen Ausgleich der Inflationsrate das 
Mindeste. Aufgrund der nach wie vor hohen Belastung 
durch die Pandemie erwarten die Mitarbeitenden au-
ßerdem zu Recht eine Anerkennung durch eine deut-
liche Tariferhöhung und die vollständige Auszahlung 
einer Corona-Prämie.

Es ist höchste Zeit, die Unterschiede innerhalb der 
»Diakonievergütungen« durch unter anderem die Ar-

Seit weit mehr als anderthalb Jahren findet unsere Ar-
beit unter Pandemiebedingungen statt. Vor mehr als 
einem Jahr hat ver.di im öffentlichen Dienst per Tarif-
vertrag eine Corona-Sonderleistung vereinbart. Viele 
andere Tarifbereiche kirchlicher Einrichtungen zogen 
nach, unter anderem in den AVR Caritas, BAT-KF oder 
im verfasstkirchlichen Bereich. Aber der Arbeitsrecht-
lichen Kommission der Diakonie Deutschland (ARK-DD) 
gelingt das scheinbar nicht. Auch die Mitarbeitenden in 
der Johannes Diakonie Mosbach sind in erheblichem 
Umfang direkt davon betroffen. Zuletzt wurde nach der 
Sommerpause auch in der Septembersitzung 2021 der 
ARK-DD keine Einigung zwischen Arbeitnehmer*innen- 
und Arbeitgeberseite möglich. Weder in Bezug auf eine 
Corona-Prämie noch in Bezug auf Entgelterhöhungen 
gibt es Ergebnisse. 

Es war zu erwarten, dass die Arbeitgeber ihre Vor-
schläge über einen Corona-Bonus an ebenfalls zu ver-
handelnde Entgelterhöhungen knüpfen. Sie erwarten 
Zugeständnisse der Arbeitnehmerseite. Natürlich liegt 
es auf der Hand, dass diese sowohl eine auskömmliche 
Entgelterhöhung als auch die Auszahlung einer Corona-
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war sie sich sicher, dass alle Beschäftigten »unmittelbar 
durch Corona« betroffen waren und somit einen An-
spruch auf den zusätzlichen Urlaub haben. Doch das 
wäre ja zu einfach gewesen!

Eigentlich anders gemeint
Am 22. Februar 2021 hat das Diakonische Werk und 
der Oberkirchenrat der Evangelischen Landeskirche in 
Baden eine Arbeitsrechts-Info zur praktischen Umset-
zung der Corona-Sonderleistung veröffentlicht. Darin 
wird klargestellt, was »eigentlich« gemeint sei: »Diese 
Schwelle der Erheblichkeit ist nur bei der berufsmä-
ßigen Pflege und Betreuung von infizierten erkrankten 
Personen erreicht; es muss also eine Corona-Infektion 
ausgebrochen sein.« Dazu passt allerdings nicht, dass 
die Regelung zu Recht keine Einschränkung für die Co-
rona-Sonderleistung auf Beschäftigte in Pflege und Be-
treuung vorsieht. Denn wie oben beschrieben sind auch 
andere Berufsgruppen bei ihren Tätigkeiten in besonde-
rer Weise von Corona betroffen gewesen, wie etwa 
Haustechnik- oder Reinigungskräfte. Es wirkt sehr will-
kürlich, dass das Diakonische Werk nun eine Einschrän-
kung auf Pflege und Betreuung interpretiert. Eine frag-
würdige Sache!

Arbeitgeber will sparen
Natürlich bezog sich unser Arbeitgeber auf dieses 
Schreiben und teilte der MAV mit, dass er die »unmit-
telbare Betroffenheit« bei fünf von 150 Mitarbeiter*in-
nen erkennen kann. Das waren die Kolleg*innen einer 
Gruppe, die sich in dem Bemessungszeitraum wegen 
eines Coronafalls in »Arbeitsquarantäne« befand. Den 
restlichen 145 Mitarbeiter*innen wurde somit die »un-
mittelbare Betroffenheit« abgesprochen. Die MAV und 
der Arbeitgeber konnten sich dementsprechend nicht 
über den Kreis Anspruchsberechtigten einigen. Da die 
Arbeitsrechtsregelung »Corona-Sonderleistung« für 
diesen Fall vorsieht, dass das Kirchengericht entschei-
den muss, ist die MAV diesen Weg gegangen. In der 
Güteverhandlung wurde vorgeschlagen, dass alle 

reich der AVR-DD das Nachsehen. Der Arbeitgeber Jo-
hannes Diakonie Mosbach hat mit der Interessenvertre-
tung immerhin eine Dienstvereinbarung abgeschlossen, 
die eine Corona-Sonderzahlung vorsieht. 

Melanie Berger,  
Mitarbeitende und Vorsitzende  

der Gesamtmitarbeitervertretung  
der Johannes Diakonie Mosbach

beitsvertragsrichtlinien in Baden, der Diakonie Deutsch-
land, der Anwendung des Tarifvertrags der Länder auf-
zuheben und durch einen Flächentarifvertrag für alle 
Mitarbeitenden in Kirche und Diakonie zu ersetzen. Die 
bisherige Entwicklung der Mehrklassengesellschaft 
muss ein Ende finden.

Kommt in Bezug auf eine Corona-Prämie in der 
ARK-DD weiterhin keine Einigung zustande, haben 
bundesweit viele zehntausende Mitarbeitende im Be-

Ende 2020 haben die ersten Kolleg*innen sich über die 
Nachricht gefreut, dass es für Krankenhäuser und Al-
tenpflegeeinrichtungen eine Sonderzahlung geben soll. 
Alle dachten sich, es kann ja nun nicht mehr lange dau-
ern, bis auch die Kinder- und Jugendhilfe in der Diako-
nie eine Sonderzahlung erhält. Für die meisten 
Kolleg*innen war dies eine Frage der Wertschätzung 
ihrer Arbeit in dieser für uns alle schweren Zeit. 

Alle waren betroffen
Doch der erste Dämpfer für die Kolleg*innen ließ nicht 
lange auf sich warten. Schnell wurde klar, dass mit der 
Arbeitsrechtsregelung »Corona-Sonderleistung« für 
den Bereich AVR-Baden keine Sonderzahlung, sondern 
lediglich zusätzlicher Urlaub gewährt werden soll. Doch 
drei bzw. fünf Tage Zusatzurlaub sind besser als nichts 
und alle gingen fest davon aus, diese auch zu erhalten. 
Denn die Regelung sieht vor, dass Beschäftigte, »wel-
che im Zeitraum vom 1. März bis 31. Oktober 2020 
(Bemessungszeitraum) in unmittelbar durch Corona be-
troffenen Arbeitsbereichen bzw. Einrichtungen« gear-
beitet haben, den Zusatzurlaub erhalten sollen. Alle 
Mitarbeiter*innen in unserer Einrichtung haben in die-
ser Zeit unter beschwerten Bedingungen gearbeitet. 
Beispielhaft seien die stationären Wohngruppen ge-
nannt, in denen zusätzlich zum Alltagsgeschäft plötz-
lich 24 Stunden sieben Tage pro Woche Kinder und Ju-
gendliche zu betreuen waren, beschult und umsorgt 
werden mussten. Ein anderes Beispiel sind die Reini-
gungskräfte, die während vollbesetzter Gruppen ihre 
Arbeit und unter Einhaltung neuer Hygienekonzepte 
verrichteten. Auch die Kolleg*innen in der Verwaltung 
waren von der Corona-Situation auf ihre Weise betrof-
fen, mussten zusätzliche Aufgaben übernehmen und 
waren einem erhöhten Infektionsrisiko ausgesetzt. Eine 
wesentliche Voraussetzung zur Gewährung der Sonder-
urlaubstage ist die Einigung zwischen Mitarbeitervertre-
tung (MAV) und Arbeitgeber über den Kreis der An-
spruchsberechtigten. Unsere MAV trat selbstsicher in 
die Verhandlungen mit dem Arbeitgeber ein. Immerhin 

Corona-Prämie Baden 

Danke für nichts
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Mitarbeiter*innen zwei Tage Urlaub bekommen sollten. 
Das sollte unabhängig davon gelten, was die Regelung 
in den AVR vorsieht. Denn darin wird je nach Entgelt-
gruppe zwischen drei oder fünf Tagen unterschieden. 
Nach einer Befragung der Mitarbeiter*innen hat die 
MAV den Vorschlag abgelehnt, nochmals ihre Argu-
mente geprüft und mit Kolleg*innen gesprochen. 

Anspruch ja oder nein?
Es zeichnete sich ab, dass die Entscheidung des Kir-
chengerichtes Kolleg*innen ausnehmen werde, da sie 
nicht in den AVR bei der Corona-Sonderleistung als Be-
rufsgruppen aufgeführt sind. Aber bei allen anderen 
war sich die MAV ziemlich sicher, dass ihnen der zu-
sätzliche Urlaub zu gewähren sein wird. Das Gericht 
sorgte allerdings für eine unerwartete Überraschung.  

Es teilte zu Beginn der Verhandlung mit, es sei zu der 
Feststellung gelangt, dass es nicht zuständig sei. Es 
könne zwar einen Vorschlag machen, dieser sei dann 
aber nicht bindend. Im Ergebnis hat das Kirchengericht 
damit nicht die Aufgabe erfüllt, den Kreis der An-
spruchsberechtigten festzulegen, wenn sich MAV und 
Arbeitgeber nicht einigen. Wie gelangen unsere 
Kolleg*innen nun aber an die zusätzlichen freien Tage? 
Können sie diese Tage individuell einklagen, obwohl 
noch gar nicht festgelegt worden ist, wer anspruchsbe-
rechtigt ist? Übrig bleibt mindestens, dass die Wert-
schätzung von Diakonie und Arbeitgeber gegenüber 
unseren Kolleg*innen mangelhaft ist. Danke für nichts!

Charlotte Volkert
ver.di-Mitglied in der Diakonie Baden

Ihr fragt – ver.di antwortet

Muss ich meinem Arbeitgeber auf Nachfrage mit-
teilen, ob ich gegen Corona geimpft bin?

Es kommt darauf an, in welcher Art Einrichtung Be-
schäftigte tätig sind. Grundsätzlich gilt, dass Gesund-
heitsdaten von Beschäftigten besonders schützenswert 
sind. Deshalb darf der Arbeitgeber solche Daten nicht 
ohne gesetzliche Grundlage erheben oder verarbeiten.

Der Gesetzgeber geht davon aus, dass er durch das 
Infektionsschutzgesetz (IfSG) bezogen auf den Corona-
Impfstatus eine solche Erhebung und Verarbeitung der 
Daten von Beschäftigten in Einrichtungen im Gesund-
heits-, Sozial- und Bildungswesen ermöglicht hat. Ins-
besondere gilt das für Beschäftigte aus etwa Kranken-
häusern, Tageskliniken, Entbindungseinrichtungen, 
Rettungsdienste und anderen Einrichtungen.

Auch in Kindertagesstätten, Schulen und sonstigen 
Ausbildungseinrichtungen, voll- oder teilstationären Ein-
richtungen zur Betreuung und Unterbringung älterer, 
behinderter oder pflegebedürftiger Menschen oder ver-
gleichbaren Einrichtungen sowie ambulanten Pflege-
diensten und Unternehmen mit vergleichbaren Dienst-
leistungen ist die Erhebung des Impfstatus ebenfalls 
möglich. Allerdings unter den Voraussetzungen, dass 
dies zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 
erforderlich ist und eine epidemische Lage von natio-
naler Tragweite auf Grund von SARS-CoV-2 herrscht. 
Diese ist derzeit bis zum 24. November 2021 durch den 
Bundestag festgestellt worden.

Der Arbeitgeber darf den Impf- und Serostatus in 
Bezug auf COVID-19 erheben oder verarbeiten, wenn 
er Beschäftigte etwa einstellen will. Doch auch in 
Bezug auf bestehende Arbeitsverhältnisse darf der Ar-
beitgeber den Impfstatus verarbeiten, wenn er im Zu-

sammenhang mit dem Impfstatus über die bisher aus-
geübte Tätigkeit entscheiden will. Im Einzelfall muss die 
Erforderlichkeit geprüft werden. ver.di-Mitglieder haben 
die Möglichkeit, sich im konkreten Fall bei ihrer Ge-
werkschaft beraten zu lassen.

Wie die Daten über den Impfstatus verarbeitet wer-
den, ist durch die betriebliche Interessenvertretung mit-
zubestimmen. Dazu zählt unter anderem, dass nur die 
notwendigen Daten erhoben und verarbeitet werden 
dürfen, wie sie verarbeitet werden oder auch wann sie 
zu löschen sind. Welche betriebliche Regelung mit dem 
Arbeitgeber dazu getroffen worden ist, können Be-
schäftigte bei ihrem Personalrat, Betriebsrat oder ihrer 
Mitarbeitervertretung erfragen.

Hebt der Bundestag die epidemische Lage auf, kön-
nen die Informationen über den Impf- und Genesenen-
status unter anderem in Kitas, Schulen und sonstigen 
Ausbildungseinrichtungen, voll- oder teilstationären Ein-
richtungen zur Betreuung und Unterbringung älterer, 
behinderter oder pflegebedürftiger Menschen oder ver-
gleichbaren Einrichtungen sowie ambulanten Pflege-
diensten und Unternehmen mit vergleichbaren Dienst-
leistungen nicht mehr vom Arbeitgeber verarbeitet 
werden und die zuvor erhobenen Informationen sind 
unverzüglich zu löschen. Auf ihrer Grundlage dürfen 
dann keine arbeitgeberseitigen Maßnahmen ergriffen 
werden.

Die Corona-Pandemie wirft viele Fragen für die 
Ausübung des eigenen Berufs auf. Deshalb stellt ver.di 
zu den häufig gestellten Fragen Antworten für Auszu-
bildende, Beschäftigte und Interessenvertretungen im 
Gesundheits- und Sozialwesen zur Verfügung, die re-
gelmäßig aktualisiert werden:  
gesundheit-soziales.verdi.de/coronavirus
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Die Bürger*innen des wachsenden Hamburger Stadt-
teils Wilhelmsburg mit derzeit etwa 60.000 Bewoh-
ner*innen hoffen seit Monaten auf den Erhalt ihres Kli-
nikums. Die Forderung der Bevölkerung gemeinsam mit 
den Beschäftigten kann nicht missverstanden werden: 
Ein Krankenhaus zuständig für die Grundversorgung 
des Stadtteils einschließlich der hier ansässigen Großbe-
triebe ist zwingend erforderlich. Wer wollte dem wider-
sprechen? Jedenfalls nicht die Parteien der Hamburger 
Bürgerschaft, wie auf einer gut besuchten Stadtteilver-
anstaltung der ver.di-Betriebsgruppe, der Aktion »Groß 
Sand bleibt« und des Vereins »Zukunft Elbinsel Wil-
helmsburg« am 14. September 2021 deutlich wurde. 

Aber die Realität ist anders
Wer meint, der Hamburger Senat und das Erzbistum 
Hamburg würden sich dieser Forderung anschließen, 
sieht sich getäuscht. Zwar scheint jetzt klar, dass die 
ökumenische Bietergemeinschaft aus dem Konzern Im-
manuel Albertinen Diakonie und die St. Franziskus Stif-
tung Münster derzeit über eine Übernahme verhandeln. 
Aber mehr als die übliche Botschaft »man verhandele 
ernsthaft« wurde in der Pressemeldung des Erzbistums 
Hamburg vom 2. September 2021 nicht mitgeteilt.
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    Unsere Ansprechpartner*innen in den Bundesländern

Erzbistum Hamburg verkauft Klinikum

ver.di fordert Erhalt
So ist es mehr als verständlich, wenn die ver.di-Be-

triebsgruppe vehement den Erhalt und den Ausbau des 
jetzigen Klinikums fordert. Seit Jahren wurde wenig bis 
nichts in das Krankenhaus investiert. Die Mitarbeiter-
schaft hat auf Urlaubs- und Weihnachtsgeld verzichtet, 
honoriert wurde es nicht. Jetzt besteht die Gefahr, dass 
ein großer Konzern wie die Immanuel Albertinen Dia-
konie das Krankenhaus Groß Sand zu einem 
»Fassaden«-Krankenhaus austrocknet und unter rein 
betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten eine Über-
nahme erfolgt. Wie so oft stehen weder die Erforder-
nisse der Bevölkerung, noch die der betroffenen Beleg-
schaft im Mittelpunkt. Schon jetzt hat diese Situation 
Folgen: Mitarbeiter*innen verlassen frustriert das Haus, 
Mehrarbeitsstunden häufen sich und hohe Kranken-
stände entstehen auf Grund psychischer und körper-
licher Belastung.

Transparenz: Fehlanzeige
Das Vertrauen in die derzeitigen Verhandlungen seitens 
der Beschäftigten ist gering. Der Grund dafür ist, dass 
die Verantwortlichen der Katholischen Kirche, die öku-
menische Bietergemeinschaft sowie die Gesundheitsbe-
hörde die Zukunft des Krankenhauses Groß Sand als 
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hauses eine ver.di-Betriebsgruppe gegründet haben, die 
nun aktiv für den Erhalt des Betriebs kämpft.

Geheimsache verhandeln. Fragen der 
Arbeitnehmer*innen und Bürger*innen werden schlicht 
nicht beantwortet. Hinzu kommt, dass die katholische 
Mitarbeitervertretungsordnung keine angemessenen 
Beteiligungsrechte bei Betriebsübernahmen vorsieht. 
Aber auch die MAV der evangelischen-freikirchlichen 
Albertinen Diakonie in Hamburg ist bislang über ihre 
Beteiligung durch den Arbeitgeber unzufrieden. 

Betriebsgruppe gegründet
Alternativlos bleibt die gewerkschaftliche Organisierung 
der betroffenen Arbeitnehmer*innen, um ein Minimum 
an Beteiligung einzufordern. Das ist keine neue Er-
kenntnis, jedoch insbesondere in katholischen Einrich-
tungen noch nicht überall eine Selbstverständlichkeit. 
Umso erfreulicher ist es, dass Beschäftigte des Kranken-

Forderungen der Stadtteilversammlung: 

	 Der neue Träger soll ein allgemeines Krankenhaus 
betreiben

	 Eine Grundversorgung im Notfall ist 
sicherzustellen

	 Kein »Krankenhaus light«
	 Ein bedarfsgerechter Ausbau des Klinikums
	 Die bereits geschlossene Pflegeschule ist wieder 

zu eröffnen
	 Tarifvertragliche Absicherung und qualifizierte 

Mitbestimmung für die Beschäftigten

Tipps für die MAV in der katholischen Kirche und Caritas

Aktiv in der MAV
Die neu gewählten Mitarbeitervertreter*innen in den 
Dienststellen der katholischen Kirche und den Betrie-
ben der Caritas können sich freuen. Kürzlich hat der 
Bund-Verlag die Ratgeberreihe für Mitarbeitervertre-
tungen »aktiv in der Mitarbeitervertretung« mit einem 
entsprechenden Band für den katholischen Bereich er-
gänzt und erweitert.

So viel sei vorweggesagt: Den drei Autor*innen 
Christina Merkel, Richard Geisen und Christof Mock  
ist es gelungen, auf 342 Seiten rechtliches Wissen und 
soziale Kompetenz für die anspruchsvolle Arbeit von 
Mitarbeitervertretungen niederzuschreiben. Gleich zu 
Beginn fällt dem Lesenden auf, hier schreiben Prak-
tiker*innen, die mit den Alltagsproblemen der MAV-Ar-
beit vertraut sind. Die Sprache ist erfrischend juristisch 
zurückgenommen. Neu auch für gewerkschaftliches 
Schrifttum: die weitgehende sprachliche Vereinfachung 
auf die weibliche Form. Richtigerweise wird in diesem 
Zusammenhang darauf verwiesen, dass abhängig Be-
schäftigte in Kirche und Caritas überwiegend weiblich 
sind. 

Bevor es in die rechtlichen Feinheiten der katho-
lischen Mitarbeitervertretungsordnung geht, werden im 
Kapitel I »Rollen- und Selbstverständnis« Fragen von 
neu gewählten Mitarbeitervertreter*innen besprochen. 
»Die MAV ist nicht primär Brücke zwischen Dienstgeber 
und Kollegenschaft� sie ist vielmehr Brückenkopf auf 
Seiten der Belegschaft und nutzt ihre Mitwirkungs-
rechte in deren Interesse.« Es lohnt sich auch für alte 
»Häsinnen und Hasen« der MAV-Arbeit diese Haltungs-
frage hin und wieder zu diskutieren und neu zu auszu-
loten. 

In Kapitel II werden Fragen zur Arbeit neu gewähl-
ter Mitarbeitervertretungen mit den jeweiligen recht-
lichen Vorschriften ausführlich beleuchtet. Erhellende 
Vergleiche mit dem Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) 
werden vorgenommen. Beispielhaft sollen hier die er-
heblichen schlechteren katholischen Regelungen als im 
BetrVG zur Freistellung und Fortbildung genannt sein. 
Zurecht kritisieren die Autor*innen den Genehmigungs-
vorbehalt der Bistümer oder Caritasverbände für MAV-
Fortbildungen. Für eine konsequent arbeitnehmerorien-
tierte MAV-Arbeit wird es zukünftig sicher sinnvoll sein, 
dafür zu sorgen, dass Mitarbeitervertreter*innen not-
wendige Schulungen, hier geht es in erster Linie um 
Fortbildungen der zuständigen Gewerkschaft ver.di, frei 
auswählen können. Die Tipps sind das Salz in der Lek-
türe dieses Buches, in Hülle und Fülle erhalten MAV-
Praktiker*innen nützliche Hilfe für die vielfältige Arbeit 
einer MAV.

Kapitel III widmet sich den Sonderformen der MAV-
Arbeit, den diversen Zusammenschlüssen wie der Ge-
samt-MAV und Arbeitsgemeinschaften mit dem Titel 
»Über den Tellerrand schauen«. Differenziert dargestellt 
finden die Leser*innen auch die diversen betrieblichen 
und überbetrieblichen Organe des Arbeits- und Ge-
sundheitsschutzes, für deren formelle und informelle 
Vernetzung und Zusammenarbeit anhand zahlreicher 
Beispiele geworben wird.

»Alltag und laufende Arbeit der MAV« lautet die 
Überschrift in Kapitel IV. Auf 60 Seiten werden sehr  
gelungen unter anderem Themen des Selbstverständ-
nisses, des Zeitmanagements, kontinuierlichen Arbeitens, 
Schwerpunktsetzungen, Stressfragen, gute Stim- 
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mung für die MAV-Arbeit bis Konfliktpartnerschaft zwi-
schen Arbeitgeber und MAV gründlich ausgeleuchtet. 

Für katholische Einrichtungen oft noch neu, aber 
sehr wichtig und selbstredend ausbaufähig: MAV-Ar-
beit und Gewerkschaft sind zwei Seiten einer Medaille 
der betrieblichen Interessenvertretungsarbeit. Das ent-
sprechende Unterkapitel beginnt mit dem denkwür-
digen Hinweis, dass Gewerkschaften zwar im katho-
lischen Katechismus, nicht aber in der MAVO 
vorkommen. Entfaltet werden zahlreiche Möglichkeiten 
gewerkschaftlichen Engagements in der MAV und im 
Betrieb, wobei auch die sich aktuell wandelnde arbeits-
rechtliche Entwicklung und Rechtsprechung berücksich-
tigt wird. Jedem MAV-Mitglied seien diese Seiten zur 
Lektüre empfohlen. Es ist kein Geheimnis, dass die ge-
werkschaftliche Organisierung in katholischen Betrie-
ben noch stärker werden darf. Deshalb wären in einer 
künftigen Auflage Hinweise hilfreich, die die praktische 
gewerkschaftliche Organisierung für eine erfolgreichere 
MAV-Arbeit noch konkreter beschreiben. 

Kapitel V bis VII behandeln ausführlich Rechts-
grundlagen der MAV-Arbeit. Kritisch wird in die Proble-
matik des kirchlichen Sonderarbeitsrecht eingeführt 
sowie auch in die für die Beschäftigten kirchlicher Be-
triebe geltenden allgemeingültigen Standards des Ar-
beitsrechts. Der Einstieg erfolgt klassisch und metho-
disch bewährt mit Hilfe der sogenannten 
»Arbeitsrechtspyramide«. Die Autor*innen vollziehen 
hier allerdings eine zweifelhafte Gleichsetzung der 
kirchlichen Arbeitsvertragsrichtlinien mit Tarifverträgen. 
Vor dem Hintergrund der ständigen Rechtsprechung 
des Bundesarbeitsgerichts zu den kirchlichen Arbeits-
vertragsrichtlinien (AVR) sind diese als Allgemeine Ge-
schäftsbedingungen im Sinne von § 305 Bürgerliches 
Gesetzbuch zu bewerten. Sie sind keine Kollektivverträ-
ge wie Tarifverträge, die unmittelbar und zwingend 
Anwendung finden. AVR wirken erst dadurch, dass sie 
einzelvertraglich in Bezug genommen werden. Folge-
richtig müsste im Modell der Arbeitsrechtspyramide 
deshalb eine Einordnung auf der Ebene einzelvertrag-
licher Vereinbarungen, also dem Arbeitsvertrag, erfol-
gen. Zudem zählt zur Rangfolge der Rechtsnormen 
auch die Ebene der EU-Richtlinien, die für die Bewer-
tung des nationalen kirchlichen Sonderstatus im Ar-
beitsrecht zunehmend von Bedeutung sind. Positiv her-
vorzuheben ist die sehr verständliche Darstellung der 
Grundlagen der Mitbestimmung, auch inklusive der 
Schwächen bei den Möglichkeiten für eine rechtliche 
Durchsetzung.

Kapitel VIII setzt sich ausführlich mit den Grundla-
gen und »Ideen« der Arbeitsrechtsregelungen in der 
katholischen Kirche und der Caritas auseinander. Die 
Autor*innen lassen keinen Zweifel daran, dass sie die 
Materie beherrschen. Das Spezialvokabular des kirch-
lichen Arbeitsrechts, etwa die Begriffe Dienstgemein-
schaft, Dritter Weg, Loyalität, Parität werden einer be-

merkenswert und geboten kritischen Diskussion 
unterzogen. Ausführlich werden die unterschiedlichen 
Positionen zu den einzelnen Themenfeldern bearbeitet. 
Eingeweihte Leser*innen können hier ihr Wissen zu den 
seit Jahren diskutierten Themen, wie auch zu den ein-
schlägigen aktuellen Urteilen, auffrischen. Neu Interes-
sierte finden gute Orientierung zu der umstrittenen 
kirchlichen Nebenrechtsordnung im Arbeitsrecht. Scha-
de ist, dass die Autor*innen auf ein Urteil über not-
wendige Veränderungsbedarfe verzichten. Insbesonde-
re ihr Blick als kompetente Praktiker*innen wäre für die 
Leser*innen spannend und könnte wertvolle Impulse 
liefern. Wer mag, kann sogar die Namen der zustän-
digen Diözesanbischöfe finden, die nach wie vor eine 
anachronistische Macht in der katholischen Kirche be-
sitzen und sie auch verbissen verteidigen.

Abschließend sei noch der praxisorientierte Anhang 
erwähnt, der unter anderem eine Reihe abgedruckter 
Musterdienstvereinbarungen enthält. Statistische Mate-
rialien zu den Beschäftigten bei Kirche und Caritas, 
eine interessante Darstellung des sogenannten »konfes-
sionellen Paradoxons« sowie Literaturhinweise und inte-
ressante, einschlägige Internetadressen vervollständigen 
die hilfreiche Sammlung für die MAV-Arbeit. 

Eine intensive Lektüre des vorliegenden Buches ist 
sicher ein Gewinn für jede MAV. Den Autor*innen ist 
insgesamt ein Werk gelungen, das tausenden 
Mitarbeitervertreter*innen helfen wird, der Interessen-
vertretungsarbeit frische Impulse zu verleihen. 

Berno Schuckart-Witsch
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Arbeitgeber, dass die Belegschaft hinter ihrer Mitar- 
beitervertretung steht. Und fühlt euch ausdrücklich  
ermutigt, selbst zu kandidieren und diese wichtige,  
herausfordernde und gleichwohl schöne Aufgabe zu 
übernehmen.

Für die Sprechergruppe  
der Bundeskonferenz der diakonischen  

Arbeitsgemeinschaften und Gesamtausschüsse

Siegfried Löhlau

Vom Anfang Januar bis 30. April finden in der Evange-
lischen Kirche, in der Diakonie Deutschland sowie in 
den meisten Landeskirchen und ihrer Diakonischen 
Werke die Wahlen zur Mitarbeitervertretung statt. Des-
halb möchten wir zunächst all den Kolleg*innen dan-
ken, die in den vergangenen vier Jahren in den Mitar-
beitervertretungen, den Gesamtausschüssen und Ar-
beitsgemeinschaften wertvolle und erfüllende Arbeit 
geleistet haben. Sie haben sich für menschliche, solida-
rische und gerechte Arbeitsbedingungen eingesetzt.

Für die Mitarbeitervertretungen stehen die 
Kolleg*innen im Mittelpunkt ihres Handelns für eine 
gerechte Arbeitswelt. Dazu benötigen sie Kompetenz, 
Verhandlungsgeschick, Ausdauer und Durchsetzungs-
vermögen. In den nächsten Jahren werden die Mitar-
beitervertretungen durch einschneidende Verände-
rungen in den Betrieben weiter gefordert sein. Denn 
der Druck durch ständige Leistungsverdichtung, feh-
lendes Personal und Mehrarbeit wird sich weiter erhö-
hen. Dadurch wird eine noch höhere Flexibilität von 
den Arbeitgebern eingefordert werden, die zu Überfor-
derung und zunehmenden Erkrankungen führt. Darü-
ber hinaus hat vermehrte Mobile Arbeit nicht nur posi-
tive Auswirkungen, sie führt unter anderem auch zur 
Entgrenzung der Arbeitszeit, zu Problemen im Arbeits- 
und Gesundheitsschutz oder zur Rückkehr alter Ge-
schlechterrollen. Diese Veränderungsprozesse müssen 
durch eine starke Mitarbeitervertretung zu Gunsten der 
Beschäftigten mitgestaltet werden. Dafür muss sie dem 
Arbeitgeber Grenzen aufzeigen und darauf achten, 
dass Gesetze und vereinbarte Regelungen eingehalten 
werden.

Wir fordern alle Mitarbeiter*innen auf, sich an der 
Wahl der Mitarbeitervertretung zu beteiligen. Eine 
hohe Wahlbeteiligung ist ein deutliches Zeichen für den 

Wahlen zur Mitarbeitervertretung 2022

Arbeitsbedingungen verbessern

Wahlen zur Mitarbeitervertretung 2022

Online-Empowerment in Baden
Eine starke Interessenvertretung ist neben einer starken 
gewerkschaftlichen Organisation ein wichtiger Bau-
stein, um im Betrieb zusammen mit den Beschäftigten 
die Arbeitsbedingungen zu verbessern. Durch die aus-
schließlich als Persönlichkeitswahl durchgeführten 
Wahlen hängt die Wahlentscheidung der Mitarbei-
ter*innen häufig von individuellen Sympathieempfin-
dungen ab. Anders kann es aussehen, wenn eine Li-

stenwahl durchgeführt wird. Im Bereich der Personal-
vertretungen und der Betriebsräte ist es unter be-
stimmten Voraussetzungen möglich, Wahlen durchzu-
führen, bei denen keine Einzelpersonen sondern Kandi-
datenlisten gewählt werden können. Ein Vorteil dieser 
Form der Wahl ist es, dass die Gruppen, die mit einer 
Liste antreten, ihre Wahl mit konkreten Themen und 
Zielen verknüpfen. Auf diese Weise wird für alle Wäh-
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Piktogramme Bildungsprogramm Fachbereichsjugend

Ausbildung checken und verbessern Tarifvertrag/ Gesetze/ Rechtsprechung Finanzierung (der Ausbildung)

Tarifverhandlungen und Arbeitskampf 
(geballte Faust)

Arbeits- und 
Gesundheitsschutz

Weiterentwicklung nach der Ausbildung
Weiterbildung und Studium Praxisanleitung/Praxisbegleitung 

Bildung/Seminare

Sich für andere einsetzen

High Five Flipchart/Pinnwand/Pinnnadeln Stuhlkreis

Piktogramme Bildungsprogramm Fachbereichsjugend

Ausbildung checken und verbessern Tarifvertrag/ Gesetze/ Rechtsprechung Finanzierung (der Ausbildung)

Tarifverhandlungen und Arbeitskampf 
(geballte Faust)

Arbeits- und 
Gesundheitsschutz

Weiterentwicklung nach der Ausbildung
Weiterbildung und Studium Praxisanleitung/Praxisbegleitung 

Bildung/Seminare

Sich für andere einsetzen

High Five Flipchart/Pinnwand/Pinnnadeln Stuhlkreis

tegie. Mit der Durchführung der Workshop-Reihe auf 
unserer Online-Plattform sind die Teilnehmer*innen au-
tomatisch vernetzt, so dass kollegiale Beratung und ge-
genseitige Stärkung auch zwischen den Veranstal-
tungen stattfindet. Mit diesem aktiven Vorgehen 
blicken wir sehr zuversichtlich auf die bevorstehenden 
MAV-Wahlen. 

Daniel Wenk

Im Frühjahr 2022 werden neben Mitarbeitervertre-
tungen (MAV) auch Jugend- und Auszubildendenver-
tretungen (JAV) gewählt. Sie sind eine eigene Interes-
senvertretung für Jugendliche und Auszubildende als 
besondere Interessengruppe im Betrieb. Die JAV ist  
im Mitarbeitervertretungsgesetz (MVG) geregelt und 
kann gemeinsam mit der MAV die Mitbestimmung  
für die Auszubildenden sicherstellen. Auszubildende 
starten meist gerade ihr Berufsleben und wissen oft 
noch nicht, dass sie diese Möglichkeiten haben. Dafür 
benötigt es unter Umständen Anschubhilfe von der 
MAV, um zu informieren, zu ermutigen und zu unter-
stützen. 

lenden transparent, welche Gruppe oder Liste für wel-
che Inhalte und Ziele steht. 

Die Möglichkeit der Listenwahl gibt es im Mitarbei-
tervertretungsgesetz leider nicht. Dennoch kann ein 
strategisch geplanter und durchgeführter Wahlkampf 
auf eine gute Zusammensetzung der späteren MAV 
Einfluss nehmen. Es geht darum, gut mit den Kolleg*in-
nen im Kontakt zu sein, deren Themen zu kennen und 
daraus Ziele für die MAV(-Wahl) zu entwickeln. 

In Baden kooperiert der Gesamtausschuss mit ver.di 
als der zuständigen Gewerkschaft. In diesem Rahmen 
fand im Juni ein Fachtag »Beteiligung« zum Schwer-
punkt Mitarbeitervertretungswahl statt, der mit mehr 
als 30 Teilnehmenden sehr gut besucht war. 

Um den Weg bis zu den Wahlen in 2022 konse-
quent zu unterstützen, wird von Gesamtausschuss und 
ver.di eine Workshop-Reihe zum Online-Empowerment 
für erfolgreiche MAV-Wahlen durchgeführt. In fünf, 
zeitlich auf die Wahl abgestimmten Online-Veranstal-
tungen von jeweils zweieinhalb Stunden, geht es um 
fünf Themenbereiche: Neue Mitstreiter in der MAV ge-
winnen – die Wahlperiode erfolgreich durchhalten, Das 
Programm für die kommende MAV – Best-Practice Bei-
spiele, Werbung für die eigenen Aktivitäten – Was darf 
ich in der Dienststelle, GA und ver.di unterstützen die 
Wahl – wie wir uns selbst ermächtigen, Aktivierung der 
Kolleg*innen zur Wahl – was bringt der MAV eine 
starke Wahlbeteiligung. 

Sowohl der Fachtag als auch die Online-Workshops 
erleben einen starken Zuspruch der MAV-Kolleg*innen. 
Die Stärkung der digitalen Kompetenz und der Übung 
beim Visualisieren ist Teil der Professionalisierungsstra-

Im Bund-Verlag erscheint ab sofort ein neuer kosten-
freier Newsletter speziell zugeschnitten für  
Mitarbeitervertretungen (MAV) in der evangelischen 
und katholischen Kirche, der Diakonie und Caritas.

Einmal monatlich informiert er über aktuelle  Themen,  
Gesetzgebung und Rechtsprechung aus dem 
 kirchlichen Arbeitsrecht. Die Redaktion stellt zudem 
aktuelle Literaturtipps für die MAV zur Verfügung.

NEWSLETTER FÜR DIE MAV 

Gleich hier anmelden zum kostenfreien Newsletter:  
www.bund-verlag.de/newsletter

200110_MAV-Newsletter-AZ_75x100_sw+verdi-Rot_2c_01.indd   1 09.09.20   09:30

JAV-Wahlen 2022

Ausbildung stärken und Nachwuchs fördern
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Sinn und Zweck einer JAV
Eine JAV ist das Sprachrohr der Jugendlichen und Aus-
zubildenden gegenüber der MAV. Sie ist berechtigt, die 
Interessen und Anregungen der Auszubildenden anzu-
nehmen und einzubringen. Das erleichtert es für die 
Auszubildenden und Jugendlichen, die Ausbildungsbe-
dingungen aktiv zu beeinflussen, ohne sich allein auf 
weiter Flur zu fühlen. JAVen sind für alle Jugendlichen 
und Auszubildenden ein Vorteil, denn sie können sich 
aktiv einbringen und mitbestimmen.

Wobei kann die JAV unterstützen?
JAVen nehmen sich vieler Probleme an, vor allem in 
Bezug auf die Ausbildung. Sie sorgen aber auch dafür, 
dass für jugendliche Auszubildende Jugend- und Ar-
beitsschutzbestimmungen eingehalten werden, wie 
etwa die Einhaltung von Arbeits- und Pausenzeiten. Die 
Aufgabenbereiche der JAV erstrecken sich darüber hi-
naus auf die Mitbestimmung von Ausbildungs- und Ein-
satzplänen oder die Ausbildungsqualität.

Gemeinsam für eine gute Ausbildung
Eine JAV kann dafür sorgen, dass die Ausbildungsquali-
tät für alle gesteigert wird. Interessenvertretungen im 
Betrieb können sich beispielsweise einmischen, wenn es 
um die Qualifikation derjenigen geht, die mit der Aus-
bildung beauftragt sind. Auch zum Umfang und zur 
Gestaltung von praktischen Anleitungen können ge-
meinsam mit dem Arbeitgeber Regelungen abgeschlos-
sen werden, die die praktische Ausbildung verbessern.

Überwachungsorgan – gegenüber dem 
Arbeitgeber
Gerade in Sozial- und Gesundheitsberufen und solchen, 
die die Versorgung vieler Menschen sicherstellen, ist es 
wichtig, dass über die Einhaltung von Gesetzen auch 
zum Schutz der Auszubildenden gewacht wird. So kon-
trolliert die JAV gemeinsam mit der MAV, dass zum Bei-
spiel Jugendarbeitsschutzgesetz und Arbeitszeitgesetze 
durch den Arbeitgeber eingehalten werden. Die JAV 
wacht außerdem gemeinsam mit der MAV über die 
Einhaltung von Ausbildungs- und Arbeitsverträgen und 
von weiteren Regelungen über Lohn- und Arbeitsbe-
dingungen, wie etwa Tarifverträgen. 

Voraussetzungen für eine JAV 
Im Wesentlichen gibt es zwei Voraussetzungen für die 
Gründung einer Jugend- und Auszubildendenvertre-
tung. Die erste ist eine Anzahl von mindestens fünf 
Auszubildenden oder jugendlichen Arbeitnehmer*innen 
unter 18 Jahren und das Bestehen einer MAV. Um zu 
wissen, wer alles zu den Auszubildenden oder jungen 
Arbeitnehmer*innen zählt, ist es wichtig zu beachten, 
ob sie jeweils einen Ausbildungsvertrag mit dem Be-
trieb oder Ausbildungsträger abgeschlossen haben.

»Als ich gefragt wurde, ob ich mich zum Jugend-
vertreter wählen lassen möchte, war ich erst unsi-
cher. Das ist ja auch eine Verantwortung und man 
hat viel mit rechtlichen Fragen zu tun. Aber man 
bekommt auch viel Unterstützung durch die Mit-
arbeitervertretung (MAV), und bei Seminaren 
werden die gesetzlichen Grundlagen vermittelt. 
Zudem ist klar: JAV-Arbeit ist Teamarbeit. Wir sind 
ein dreiköpfiges Gremium und das klappt super. Es 
ist wichtig, dass Auszubildende, dual Studierende 
und junge Beschäftigte Vertreter*innen haben, 
die selbst noch in der Ausbildung sind und ihre 
Probleme kennen. Auch für die Einrichtung selbst 
ist eine funktionierende JAV ein großer Gewinn. 
Denn wenn die jungen Menschen gut betreut und 
beraten werden, bleiben sie auch nach der Ausbil-
dung eher im Betrieb. So bekämpfen wir den 
Fachkräftemangel. Mit Unterstützung der MAV 
und der Einrichtungsleitung haben wir eine Ver-
einbarung geschlossen, die die unbefristete Über-
nahme nach der Ausbildung vorsieht. Vorher 
wurde oft nur befristet übernommen. So haben 
sowohl die jungen Kolleg*innen als auch die Ein-
richtung mehr Sicherheit. Das zeigt: Als Jugend-
vertretung kann man einiges bewegen.«

Funmi Olabiyi macht eine praxisintegrierte Aus-
bildung zum Jugend- und Heimerzieher und ist 
JAV-Mitglied in der Evangelischen Jugendhilfe 
Friedenshort in Öhringen, Baden-Württemberg.
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»Bevor wir im Mai 2021 die JAV gewählt haben, 
hatten wir keine Jugend- und Auszubildendenver-
tretung. Auch die Geschäftsleitung war der Mei-
nung, dass unsere etwa 50 Auszubildenden eine 
Interessenvertretung haben sollten. Für uns war 
das alles erstmal ganz neu. Aber als wir in der  
ver.di-Bildungsstätte Walsrode unser erstes Semi-
nar besucht haben, ist uns klargeworden, was wir 
erreichen können. Von den anderen Jugendvertre-
tungen, die schon länger bestehen, haben wir ge-
lernt, welche Möglichkeiten wir haben und wie 
wir im Betrieb präsent sein können. Eines unserer 
wichtigen Ziele ist, dass das Ausbildungskonzept 
im Alltag auch eingehalten wird. Die Ausbildungs-
planung ist zwar gut, aber es kommt nicht selten 
vor, dass die Ausbildung wegen Personalausfällen 
nicht so läuft, wie es sein sollte. Wenn wir wollen, 
dass die Leute viel lernen, zufrieden durch die 
Ausbildung gehen und am Ende möglichst auch im 
Betrieb bleiben, dann müssen die Bedingungen 
stimmen. Dafür setzen wir uns ein. Jetzt müssen 
wir erst einmal bekanntmachen, dass es die JAV 
gibt und dass man sich mit Fragen jederzeit an uns 
wenden kann. Damit nicht jeder mit seinen Pro-
blemen alleine fertig werden muss und wir ge-
meinsam gute Lösungen suchen können.«

»Als JAV beschäftigen wir uns mit den vielen klei-
nen und großen Problemen, die in der Ausbildung 
aufkommen können. Aktuell geht es zum Beispiel 
darum, dass man im Klassenzimmer außer Wassser 
nichts trinken und nicht essen darf und Leute des-
wegen abgemahnt wurden. Weil die Schule eigen-
ständig ist, haben wir formal wenige Möglich-
keiten, aber wir versuchen, den Auszubildenden 
in Gesprächen mit der Schulleitung eine Stimme 
zu geben. Ein weiteres Thema sind Kündigungen 
während der Probezeit. Zusammen mit der Mitar-
beitervertretung setzen wir uns dafür ein, dass 
gute Lösungen gefunden werden und die Betrof-
fenen gegebenenfalls eine zweite Chance erhal-
ten. In Einrichtungen ohne JAV fehlen einfach 
Ansprechpartner*innen, bei denen man keine 
Scheu hat, über die eigenen Probleme zu spre-
chen. Hinzu kommt: Probleme aus dem Weg zu 
räumen, Sachen zu organisieren und etwas zu be-
wegen macht Spaß. In der Arbeitsgemeinschaft 
der Mitarbeitervertretungen der Diakonie Würt-
temberg (AGMAV) tauschen sich die Jugendvertre-
tungen in einer eigenen Arbeitsgruppe aus. So be-
kommt man etwas aus den anderen Einrichtungen 
und Berufsgruppen mit und kann einander Ideen 
weitergeben. Das ist echt sinnvoll.«

Larissa Dierks, Diana Tamplon und Christian 
Menken machen eine Ausbildung zur 
Heilerziehungspfleger*in und engagieren sich in 
der JAV der Diakonischen Behindertenhilfe 
Lilienthal in Niedersachsen.

Laura Baum, Aileen Hess und Bianca Kaczmarek 
(v.l.n.r.) machen eine Ausbildung zur  
Heilerziehungspflegerin und sind in der JAV des 
Mariaberg e.V. in Baden-Württemberg aktiv.
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»Bei uns gab es eine Weile keine JAV. Als mein 
Kollege und Mitbewohner Thomas Fischer bei 
einem Praxiseinsatz einen ehemaligen Jugendver-
treter kennenlernte, haben wir angefangen, über 
das Thema zu sprechen. Mich hat die Idee gleich 
angesprochen, wieder eine Jugend- und Auszubil-
dendenvertretung zu wählen. Es ist wichtig, bei 
Problemen im Betrieb einen Ansprechpartner zu 
haben. Wir können zum Beispiel mit der Stations-
leitung oder den Kolleg*innen sprechen, wenn es 
bei einem Praxiseinsatz Probleme gibt. Größere 
Themen tragen wir an die Mitarbeitervertretung 
heran. Die MAV-Kolleg*innen unterstützen uns 
super und haben jederzeit ein offenes Ohr. Sich 
direkt an die MAV zu wenden, ist für manche Aus-
zubildende aber eine große Hürde. Da ist es ein-
facher, Leute von der JAV anzusprechen, die im 
gleichen Alter sind und ebenfalls noch in der Aus-
bildung stecken. Wir sind jetzt seit einem knappen 
Jahr mit der neuen JAV aktiv. Das ist eine gute 
Sache. Man bekommt viel mit und lernt interes-
sante Menschen kennen. Ich kann nur allen emp-
fehlen, eine JAV zu wählen und sich im Betrieb für 
die eigenen Belange zu engagieren.«

www.bund-verlag.de
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Ronja Coutureau macht eine Ausbildung zur 
Gesundheits- und Krankenpflegerin und ist 
JAV-Mitglied am Agaplesion Elisabethenstift in 
Darmstadt.

Das Nachschlagewerk
für die MAV der EKD
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Datum Ort Titel

19.01. – 
21.01.2022 

Saalfeld Das Einigungsstellenverfahren nach Mitarbeitervertretungsgesetz 
Neue Möglichkeiten der Mitbestimmung im Betrieb erfolgreich nutzen

28.02. – 
02.03.2022

Walsrode Aktuelle Entwicklungen im Sozial- und Erziehungsdienst (Teil 1) Für mehr 
gesellschaftliche Anerkennung und eine deutliche Aufwertung

02.03. – 
04.03.2022

Gladenbach Die Umsetzung des Pflegeberufegesetzes (PflBG) im Betrieb 
Rechtliche Rahmenbedingungen und deren Anwendung in der 
praktischen Ausbildung

10.03. – 
11.03.2022

Gladenbach Jahresarbeitszeit- und Arbeitszeitkonten 
Vor- und Nachteile für die Beschäftigten

14.03. – 
16.03.2022

Berlin-Wannsee Wirksam mitbestimmen bei der Dienstplanung (Teil 1) 
Arbeitszeitrecht und Grundlagen der Arbeitszeitgestaltung

21.03. – 
23.03.2022

Saalfeld Die Ausbildung zur Notfallsanitäterin/zum Notfallsanitäter

28.03. – 
30.03.2022

Gladenbach Das neue Gesetz über die Ausbildung zur/zum ATA und OTA (ATA-OTA-G) 
Rechtliche Rahmenbedingungen und ihre Umsetzung in die praktische 
Ausbildung

28.03. – 
01.04.2022

Bielefeld- 
Sennestadt

Schichtplan-Fibel extra 
Und dazu noch Bereitschaftsdienst?

06.04. – 
08.04.2022

Saalfeld Verbesserungen in der Altenpflege jetzt 
Mit Hilfe von Informationsansprüchen die Interessen der Beschäftigten 
durchsetzen

25.04. – 
27.04.2022

Berlin-Wannsee Wirksam mitbestimmen bei der Dienstplanung (Teil 2) 
Organisation und Verfahren der Dienstplanprüfung im Sozial- und 
Gesundheitswesen

02.05. – 
03.05.2022

Gladenbach Ausfallkonzepte und verlässliche Arbeitszeiten in Krankenhäusern, Reha-
Kliniken und Pflegeeinrichtungen 
Handlungsmöglichkeiten der Interessenvertretung bei kurzfristiger 
Änderung von Dienstplänen und ungeplanten Einsätzen

02.05. – 
04.05.2022

Walsrode Arbeitszeiten und Dienstplanung im Rettungsdienst

04.05. – 
06.05.2022

Bad Neuenahr- 
Ahrweiler – 
Hotel Krupp

Gefährdungsanzeigen im Sozial- und Gesundheitswesen 
Warum es so wichtig ist, Gefährdungs- und Überlastungssituationen zu 
melden und zu dokumentieren

12.05. – 
13.05.2022

Bielefeld- 
Sennestadt

Geteilte Dienste in der Behindertenhilfe 
Handlungs- und Gestaltungsmöglichkeiten der betrieblichen 
Interessenvertretung

23.05. – 
25.05.2022

Berlin-Wannsee Arbeits- und Gesundheitsschutz für Beschäftigte in 
Kindertageseinrichtungen. Beteiligungsrechte der Interessenvertretung für 
die Gesundheit der Beschäftigten nutzen

16.05. – 
18.05.2022

Saalfeld Rettungsdienst aktuell: Änderung des Notfallsanitätergesetzes 
(Heilkundeausübung). Auswirkung auf die Beschäftigten und 
Beteiligungsrechte der betrieblichen Interessenvertretung

01.06. – 
03.06.2022

Berlin-Wannsee Wirksam mitbestimmen bei der Dienstplanung (Teil 3) 
Rechtliche und betriebliche Durchsetzung der Mitbestimmung

Bildungsangebote für MAVen
Weitere Informationen bei Gabriele Hetkamp hetkamp@hs.verdi-bub.de 
oder Telefon 069 25 78 24 26 – verdi-bub.de/geso
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oft sogar noch intensiver als zuvor«, erklärt der 
Soziologe. »Und umgekehrt: Wo das Management die 
Mitbestimmung ohnehin als störend empfindet, spielte 
sie während der Pandemie oft gar keine Rolle mehr.«

Noch einen weiteren Faktor hat das Darmstädter 
Wissenschaftlerteam identifiziert: die gewerkschaftliche 
Anbindung der Mitarbeitervertretung und die Organisa-
tionsmacht der Belegschaft. »Wo die Interessenvertre-
tung in engem Austausch mit der Gewerkschaft steht, 
ist sie besser über die rechtliche Lage informiert und 
lässt sich ihre Rechte nicht so einfach nehmen«, bilan-
ziert Brinkmann. »Hier besteht ein ziemlich eindeutiger 
Zusammenhang.« Keine entscheidende Rolle spielten 
hingegen die Trägerschaft oder die Größe der Einrich-
tung. »Ob öffentlich, privat, freigemeinnützig oder 
kirchlich – in allen Trägerformen haben wir problema-
tische Fälle gefunden, in denen die Mitbestimmung teil-
weise oder quasi vollständig außer Kraft gesetzt war.«

Das bedeutet in der Konsequenz: Ob Beschäftigte 
ihre individuellen und kollektiven Rechte verteidigen 
können, hängt auch von ihnen selbst ab. Sind viele in 
ver.di organisiert, tauschen sich ihre Vertreter*innen mit 
anderen aus und sind konfliktfähig, dann bestehen sie 
den »Stresstest«, den die Pandemie unzweifelhaft auch 
für die betriebliche Mitbestimmung darstellt.

Daniel Behruzi/Ulrich Brinkmann/Tanja Paulitz: 
Corona-Krise – Stresstest für die Mitbestim-

mung, in: WSI-Mitteilungen 4/2021, S.296-305 

https://t1p.de/re6n 

»Es wurde so getan, als ob der Notstand ausgerufen 
wurde und die Mitarbeitenden wie Leibeigene zwi-
schen den Häusern oder auch zwischen den Diensten 
hin und her getauscht werden dürfen. Arbeitszeitge-
setze wurden ohne Absprache mit der MAV, beispiels-
weise Zwölf-Stunden-Dienste, außer Kraft gesetzt. 
Dienstpläne wurden permanent, teilweise von Tag zu 
Tag, ohne Absprache mit den Mitarbeitenden geän-
dert. Mitarbeitende, die sich dem nicht unterwarfen, 
wurden bis zum Maximum ins Minus gefahren, nach-
dem alle Überstunden durch den Dienstgeber ohne Ab-
sprache mit den Mitarbeitenden abgebaut waren. Mit-
arbeitende wurden teilweise zum Nehmen ihres Jahres-
urlaubs verpflichtet. Maßnahmen des Gesundheits-
schutzes wurden nicht mit der MAV besprochen, Ge-
sundheitsrisiken wurden (sicherlich auch aufgrund des 
Materialmangels) kleingeredet.« 

So beschreibt der Mitarbeitervertreter eines diako-
nischen Krankenhauses die Situation in der ersten Welle 
der Corona-Pandemie. Der Bericht ist kein Einzelfall. In 
vielen Betrieben setzten Geschäftsleitungen auf einsei-
tige Maßnahmen, ohne die Mitwirkungsrechte der be-
trieblichen Interessenvertretungen zu beachten. Zu die-
sem Ergebnis kommt eine Studie der TU Darmstadt, die 
sich unter anderem auf das Gesundheits- und Sozialwe-
sen bezieht und in einem Beitrag für die WSI-Mittei-
lungen zusammengefasst wird. »Längst nicht überall 
wurden die Mitbestimmungsrechte von Geschäftsfüh-
rungen ignoriert«, stellt der Soziologie-Professor Ulrich 
Brinkmann klar. »Aber es waren auch nicht nur Einzel-
fälle. Teilweise aus Überforderung, teilweise aus Kalkül 
versuchten etliche Arbeitgeber, die demokratische Mit-
gestaltung in der Pandemie außer Kraft zu setzen.« Das 
ging so weit, dass manche ihren Belegschaftsvertre-
tungen »Generalvollmachten« zur Unterschrift vor-
legten, mit denen diese im pandemischen »Ausnahme-
zustand« auf sämtliche Mitbestimmungsrechte 
verzichten sollten.

Ein Kollege aus einer diakonischen Einrichtung der 
Behindertenhilfe berichtet in der anonymisierten Befra-
gung, an der sich viele Beschäftigte kirchlicher Einrich-
tungen beteiligten, die Mitarbeitervertretung sei oft 
nicht einmal informiert worden. »Das Direktionsrecht 
wurde ohne Beteiligung der MAV bei der pandemiebe-
dingten Umsetzung von Kolleginnen und Kollegen an-
gewandt, ebenso bei der Planung der Arbeitszeit.« Al-
lerdings sei die Mitbestimmung auch schon vor der 
Pandemie oft missachtet worden. Letzteres ist laut 
Brinkmann typisch: »Wo vor Corona eine gute Mitbe-
stimmungskultur bestand, arbeiteten die Betriebspar-
teien in der Ausnahmesituation meist gut zusammen – 

Studie zur Mitbestimmung in der Pandemie

»Als ob der Notstand ausgerufen wurde«
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Menschen aus dem Stadtteil. »Dabei geht es aber nicht 
um die Ablösung professioneller Tätigkeiten durch eh-
renamtliche Personen aus dem Quartier«, stellte die 
Wissenschaftlerin von der Evangelischen Fachhochschu-
le Rheinland-Westfalen-Lippe klar. Freiwilliges Engage-
ment könne stets nur zusätzliche Angebote und Kon-
takte bieten. »Es geht um einen Umbau, nicht um 
einen Abbau von Professionalität.«

Rahmenbedingungen passen nicht
Der Heilerziehungspfleger Jochen Dürr von der Diako-
nie in Schwäbisch-Hall kritisierte, dass die gesetzten 
Rahmenbedingungen allzu oft nicht zu den formu-
lierten Ansprüchen passen. So sei es bei ambulanten 
Angeboten oft schwer, die nötigen Betreuungsstunden 
abzurechnen. Im Wohnbereich fehle es an Personal, um 
gute und verlässliche Betreuung in kleinen Wohnein-
heiten zu gewährleisten. Oft machten sehr kurzfristige 
Finanzierungszusagen eine langfristige Planung und si-
chere Beschäftigung unmöglich. Vor diesem Hinter-
grund plädierte der Mitarbeitervertreter für deutliche 
Nachbesserungen im Bundesteilhabegesetz. »Wir müs-

In der Behindertenhilfe, den Teilhabe- und Inklusions-
diensten finden tiefgreifende Veränderungen statt. Teil 
dessen ist die sogenannte Sozialraumorientierung. Aus-
gehend von dem einzelnen Menschen sollen die Bedin-
gungen in seinem unmittelbaren Umfeld so gestaltet 
werden, dass er möglichst selbstbestimmt leben kann. 
Die rund 130 Teilnehmer*innen einer ver.di-Fachtagung 
diskutierten am 7. und 8. Oktober 2021 in Göttingen 
darüber, was das für die Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer bedeutet, wie sich die fachlichen Anforde-
rungen verändern und welche Rahmenbedingungen 
nötig sind, um die geforderte »Personenzentrierung« 
gewährleisten zu können.

»Wir brauchen viel mehr personenzentrierte Hilfen, 
die von den Interessen und Wünschen der Betroffenen 
ausgehen«, erklärte die Bochumer Professorin für 
Heilpädagogik und Pflege, Kathrin Römisch. Die Ange-
bote an Menschen mit Behinderung dürften sich nicht 
vor allem nach den Institutionen, sondern müssten sich 
nach den individuellen Bedürfnissen der Betroffenen 
richten. Zudem gelte es, verstärkt Ressourcen des Sozi-
alraums zu nutzen, zum Beispiel die Unterstützung von 

Teilnehmer*innen der Fachtagung Behindertenhilfe 2021 demonstrieren ihre Unterstützung für die Tarif-
bewegung im Sozial- und Erziehungsdienst des TVöD.                                                             Foto: shift/studio

Behindertenhilfe

»Wir müssen lauter werden«
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Es ist Zeit nach 25 Jahren das Ergebnis von Marktlogik 
und Neoliberalismus zur Kenntnis zu nehmen und die 
Qualität wieder an erste Stelle zu setzen. Der Mensch 
muss im Mittelpunkt stehen und nicht das Geld. Nun 
sind plötzlich nicht die »üblichen Verdächtigen« im Jar-
gon des Neoliberalismus »systemrelevant«. Die Gesell-
schaft hat während der Corona-Pandemie unerwartet 
festgestellt, dass Banken und Autoindustrie allein nicht 
glücklich machen, wenn trotz hohem Börsenwert und 
hoher Dividendenausschüttung »das System« aus ande-
ren Gründen zusammenbricht. 

Vor neun Jahren haben die Autor*innen des Bielefelder 
Appells sich an die Öffentlichkeit gewandt. Der Hinter-
grund waren Berichte über Missstände in Kliniken, am-
bulanten Diensten und Heimen – insbesondere Alten-
heimen – die immer wieder die Öffentlichkeit erreich-
ten. Patient*innen und Angehörige beklagten sich über 
nicht ausreichende Betreuung. Alle 27 Interessenvertre-
tungen aus Bielefelder Einrichtungen und Diensten der 
Pflege, Betreuung und Begleitung sowie Krankenhäu-
sern stellten dazu fest: »Das grundsätzliche Problem 

sen mit Blick auf die Koalitionsverhandlungen klare For-
derungen stellen und deutlich machen, wo nachgesteu-
ert werden muss«, so Dürr.

Diesen Gedanken griff Sylvia Bühler auf, die im  
ver.di-Bundesvorstand für das Gesundheits- und Sozial-
wesen zuständig ist. Sie appellierte an die großen Trä-
ger der Behindertenhilfe, »mit uns zusammen loszulau-
fen und ordentlich mehr Geld herauszuholen in dieser 
Verteilungsfrage«. Die Arbeitgeber anderer Branchen 
wie der Metallindustrie stünden gemeinsam mit den 
Gewerkschaften bei den Koalitionsverhandlungen »vor 
der Tür und sagen, was sie brauchen für die sozial-öko-
logische Transformation«. Bei der großen Transformati-
on, die sich in der Behindertenhilfe vollziehe, gebe es 
hingegen kein geschlossenes Vorgehen. ver.di biete den 
Trägern an, gegenüber der Politik gemeinsam für bes-
sere Rahmenbedingungen einzutreten. Es gehe jeden-
falls nicht an, immer neue Anforderungen zu stellen, 
diese aber nicht zu finanzieren, betonte Bühler. »Hier 
passen Theorie und Praxis nicht zusammen.«

Für Aufwertung und Entlastung
Mit rund 500.000 Beschäftigten sei die Behindertenhil-
fe ein bedeutendes Arbeitsfeld. »Wir müssen lauter 

werden, um der Behindertenhilfe auch in der Politik 
mehr Widerhall zu geben.« So gelte es, die Arbeits- 
und Ausbildungsbedingungen attraktiver zu machen. 
»Andere schütteln mit dem Kopf, wenn sie hören, dass 
angehende Heilerziehungspfleger keine Ausbildungs-
vergütung erhalten und noch Geld mitbringen müs-
sen«, nannte die Gewerkschafterin als Beispiel. 

Die Beschäftigten in der Behindertenhilfe bräuchten 
Aufwertung und Entlastung. Darum gehe es im kom-
menden Jahr auch bei den Tarifverhandlungen für den 
Sozial- und Erziehungsdienst im Tarifvertrag für den öf-
fentlichen Dienst (TVöD). Als »Leitwährung« habe die-
ser auch für die freien und kirchlichen Träger der Behin-
dertenhilfe eine große Bedeutung. »Wenn es uns 
gelingt, den nächsten Schritt zu machen für Aufwer-
tung und bessere Arbeitsbedingungen, dann hilft uns 
das auch in Tarifverhandlungen bei der Lebenshilfe, der 
AWO und dem Roten Kreuz«, betonte Bühler. Deshalb 
seien alle aufgefordert, sich an der Tarifrunde zu betei-
ligen und die Kolleginnen und Kollegen im öffentlichen 
Dienst zu unterstützen.

Daniel Behruzi
Hier geht es zum vollständigen Bericht: 
https://k1w.de/1v

Bielefelder Appell

Stopp der Ökonomisierung in Gesundheit,  
Betreuung und Begleitung

besteht in einer sich immer weiter verschärfenden Krise 
ALLER Einrichtungen der Pflege, Betreuung und Beglei-
tung. Die Kernfragen dabei waren und sind nach wie 
vor: Welche Prioritäten setzt unsere Gesellschaft? Wie 
viel ist uns die Pflege, Betreuung und Begleitung von 
alten, kranken, sozial geschwächten und behinderten 
Menschen wert?« 

»Es geht um eine Politik, die seit Jahren die Weichen so 
stellt, dass die gesellschaftliche Schere zwischen Arm 
und Reich immer größer wird. Es geht um eine Politik, 
die ihre Prioritäten nicht in die Rettung »notleidender 
Menschen" und eine menschenwürdige Pflege setzt, 
sondern immer wieder Milliarden in die Rettung »not-
leidender Banken« oder Klimaschädlinge investiert. 
Diese Schieflage muss verändert werden. Hier muss 
wieder der Mensch im Mittelpunkt stehen, nicht das 
Geld«. Das war im August 2012. Die Betriebsräte und 
Mitarbeitendenvertretungen der mehr als 26.000 Be-
schäftigten in Bielefeld – der »Hauptstadt der Diako-
nie« – aus den Arbeitsfeldern der Pflege, Betreuung 
und Begleitung von alten, kranken, behinderten und 
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Das Sozial- und das Gesundheitssystem sind Teil der 
staatlichen Daseinsvorsorge in Bund, Land und Kom-
mune. Dieses System muss stabil und nachhaltig aufge-
stellt sein, das ist Voraussetzung für gesellschaftliche 
Teilhabe, soziale Gerechtigkeit und Chancengleichheit 
aller in Deutschland. 

Dazu bedarf es einer Neuausrichtung des Wertesystems 
durch den Gesetzgeber und entsprechender Verände-
rungen des Arbeitgeberhandelns:

	 Ökonomische Faktoren in der Arbeit mit Menschen 
dürfen nicht mehr im Vordergrund stehen, die Finan-
zierung muss wieder allein an den pädagogischen 
und pflegerischen Bedarfen der zu Betreuenden und 
der Qualität der Betreuung ausgerichtet werden. 

	 Nachholende Investition in die Daseinsvorsorge 
heißt: Anständige Gehälter in allen Arbeitsfeldern 
durch einen Tarifvertrag Soziales bzw. durch eine 
Orientierung aller Entgeltordnungen am Referenz-
tarif im TVöD als Mindestgehalt. Schrittweise An-
hebung der Gehälter in Krankenhaus, Altenhilfe, 
Eingliederungshilfe, Jugendhilfe, Beratung regional 
und überregional an das Niveau in der Industrie. 

	 Gesetzlich verankerte, fachkraftbezogene Standards 
für die Personalbemessung müssen in allen sozialen 
Arbeitsfeldern festgelegt werden. An deren Ver-
handlung müssen Mitarbeiterinnen aus der Praxis 
beteiligt werden. 

	 Für die Finanzierung ist die öffentliche Hand zustän-
dig. Systemrelevante Arbeit für die Daseinsvorsorge 
des Staates ist das Geld Wert. 

	 Soziale Arbeit muss in Vollzeit gesundheitlich bis 
zur Rente möglich sein, deshalb müssen Arbeits-
belastungen wie zunehmende Arbeitsverdichtung 
gestoppt werden. Die Schaffung gesunder Arbeits-
bedingungen ist deren Voraussetzung, an deren 
konkreter Gestaltung die Mitarbeiterinnen zu beteili-
gen sind. 

	 Dazu gehört auch die Reduzierung der Arbeitszeit 
in den sozialen Arbeitsfeldern auf 35 Stunden bei 
vollem Lohnausgleich, die auch Anreiz für junge 
Fachkräfte bietet. 

	 Prekäre Beschäftigungsverhältnisse in Form von 
sachgrundlosen Befristungen, Zwangsteilzeit, ge-
ringfügigen Beschäftigungen, kapazitätsorientierten 
Verträgen oder Übungsleiterverträgen müssen zu-
rückgedrängt werden. 

	 Die Vergabe von Teilhabeleistungen, die aus öf-
fentlichen Mitteln finanziert werden, darf nur an 
tariftreue Anbieter erfolgen. 

	 Privatisierungen in der Daseinsvorsorge werden nicht 
mehr zugelassen, sie ist öffentliche Aufgabe ange-
boten durch öffentliche oder frei-gemeinnützige 
Träger. 

psychisch kranken sowie sozial geschwächten Men-
schen mahnen: Die Belastungen in der sozialen Arbeit 
haben zugenommen, der gesellschaftliche Wert sozialer 
Arbeit liegt nach wie vor am Boden. Fehlende Hilfskräf-
te und der zunehmende Fachkräftemangel haben die 
Betreuungssituation für die Betroffenen in den letzten 
acht Jahren verschärft.

Und 2020 plötzlich wandeln sich die vernachlässigten 
Beschäftigten in den Altenheimen und der Behinder-
tenhilfe, in KiTas und Krankenhäusern zusammen mit 
öffentlich Bediensteten, den Kassiererinnen oder ande-
ren zu »Helden der Pandemie«. Klatschen vom Balkon 
oder das Verteilen von Schokolade in den Teams waren 
die gut gemeinten Reaktionen von Geschäftsführungen 
wie auch Teilen der Gesellschaft. 

»Wie im Brennglas hat die Corona-Pandemie aufge-
zeigt, wie fehlerhaft es war, das Gesundheits- und Sozi-
alwesen immer mehr dem Markt und seinen auf Profit-
erwirtschaftung und Einsparung ausgerichteten Mecha-
nismen zu überlassen. In nahezu allen aktuell als sy-
stemrelevant bezeichneten Berufen gibt es zu wenig 
Personal; gesetzliche Vorgaben zu Personalbemes-
sungen werden gescheut oder auf ein Niveau festge-
legt, dass die Versorgung im gefährlichen Bereich staat-
lich legitimiert. Die unzureichende Finanzierung der Ge-
sundheits- und Sozialeinrichtungen in nahezu allen Be-
reichen verhindert die bedarfsgerechte und menschen-
würdige Versorgung und Begleitung der zu Betreuen-
den und übt zusätzlichen Druck auf die Träger aus, an 
der Qualität der Versorgung, der Bezahlung des Perso-
nals oder dem Personal selbst zu sparen. Das daraus re-
sultierende niedrige Bezahlungsniveau führt dazu, dass 
sich in Kombination mit der hohen Verantwortung und 
den schlechten Arbeitsbedingungen immer weniger 
Menschen vorstellen können, in den Berufen des Ge-
sundheits- und Sozialwesens langfristig zu bleiben oder 
entsprechende Ausbildungen zu beginnen (sinus-Studie, 
2020). Die Corona-Krise bietet die Möglichkeit, die 
Fehlentwicklungen der letzten zwei Jahrzehnte anzuge-
hen und einen grundsätzlich anderen Kurs einzuschla-
gen.« (ver.di, 2020). 

Wird die Arbeitssituation nach der Pandemie besser 
aussehen? Wir Betriebsräte und Mitarbeitendenvertre-
tungen aus Bielefeld sagen: JETZT ist der Zeitpunkt ge-
kommen, die Daseinsvorsorge vom Kopf auf die Füße 
zu stellen. Es gibt eben kein »Weiter so«! Heute 
»systemrelevant«� genannte soziale Arbeitsfelder sind 
mehr wert als wieder vergessen zu werden, sobald der 
Lockdown beendet wird und das Leben wieder seinen 
»normalen« Gang zu gehen scheint – bis zur nächsten 
Krisenmeldung.
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treuung und Begleitung sowie aus Krankenhäusern un-
terzeichnet: Diese Interessenvertretungen stehen für 
mehr als 26.000 Beschäftigte in Einrichtungen und 
Diensten sowie Krankenhäusern aus Bielefeld:

Mitarbeitendenvertretungen:
Bethel.regional vBS Bethel
Diakonie für Bielefeld im Ev. Johanneswerk
DiakonieVerband Brackwede
Sarepta/Nazareth vBS Bethel
Altenheim Marienstift
Regionalausschuss Bielefeld der GMAV des Ev. Johan-
neswerk 
proWerk vBS Bethel 
Kita Haus Sonnenblume im Ev. Johanneswerk 
Haus Nordpark stationäre Reha-Einrichtung für aus der 
Haft Entlassene 
Altenheime Johannesstift 
Altenheim Jochen-Klepper-Haus 
Sozialdienst katholischer Menschen - SKM-Bielefeld e.V. 
Stiftung Ummeln
Lutherstift
Johanniter-Unfall-Hilfe e.V. Regionalverband OWL 
Franziskus Hospital Bielefeld 
Evangelisches Klinikum Bethel sowie v.Bodelschwingh-
sche Stiftungen Bethel
Gesamt-MAV i.D. Stiftung Bethel 

Betriebsräte: 
Gesellschaft für Sozialarbeit
Lebenshilfe Bielefeld
AWO Bezirk Ostwestfalen-Lippe e.V. 
AWO Kreisverband Bielefeld 
DRK Bielefeld Soziale Dienste gGmbH
Gemeinsam Wohnen
DRK Kreisverband Bielefeld e.V. 
Klinikum Bielefeld 
Mädchenhaus Bielefeld 

	 Die Systeme der Fallpauschalen (diagnosis-related-
groups – DRG und dem Pauschalierenden Entgeltsy-
stem für Psychiatrie und Psychosomatik – PEPP) müs-
sen eingestellt werden. Systemrelevante Arbeit für 
die Daseinsvorsorge des Staates ist das Geld Wert. 
Wir brauchen ein Sozial- und Gesundheitswesen in 
öffentlicher Hand – nicht für Konzerne oder Aktio-
näre, sondern für die Menschen und die Gesellschaft 
Mitbestimmung ist dabei verbrieftes Recht. 

	 Die Umwandlung des entwickelten selbstkosten-
deckenden Pflegebudgets in ein Pflegesystem  
lehnen wir ab. Krankenhäuser sollen kein Plus er-
wirtschaften müssen. 

	 Dazu gehört aber ebenso die Verbreiterung der Fi-
nanzierungsbasis für die Daseinsvorsorge: 

	 Wiederherstellung der Vermögens- und Unterneh-
mensbesteuerung vor 2000. 

	 Einführung einer »Bürgerversicherung« auf alle 
Einkommensarten ohne Bemessungsgrenze. Als 
Sofortmaßnahme ist die Anhebung der Beitragsbe-
messungsgrenze für die GKV auf die Höhe der Ren-
tenversicherung umzusetzen. 

»Was ist der Gesellschaft – also uns allen - Gesundheit, 
Pflege, Betreuung und Begleitung wert?« Das ist die 
Frage, die seit 2012 – dem Start des Bielefelder Appells 
– immer noch unbeantwortet ist. Dies zeigen auch For-
mulierungen in neueren gesetzlichen Entwicklungen 
wie dem Bundesteilhabegesetz, das seit 2020 für die 
Eingliederungshilfe maßgebend ist. Eine Wertschätzung 
der Gesellschaft für die verantwortungsvolle Arbeit im 
sozialen und gesundheitlichen Bereich geht nur über 
gesunderhaltende Arbeitsbedingungen, angemessene 
Personalschlüssel und anständige Gehälter. 

Der Bielefelder Appell wurde von allen (uns bekannten) 
27 Betriebsräten und Mitarbeitendenvertretungen aus 
Bielefelder Einrichtungen und Diensten der Pflege, Be-
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Weil die städtischen Klinikkonzerne und die Koalitionsparteien des Senats das 100-Tage-Ultimatum 
ohne Zugeständnisse verstreichen ließen, gingen die Beschäftigten erneut auf die Straße.      

                          Foto: Andreas Hesse

Nach dem Versuch, den Streik durch das Arbeitsgericht verbieten zu lassen, wird der Sitz der Geschäfts-
führung von Vivantes für einen Tag blockiert.                                                                     Foto: Andreas Hesse


